
Andere militärische Entwicklungen im 
Weltraum

1980 wurden 103 Militärsatelliten gestartet, 14 
von den USA und 89 von der Sowjetunion. Da-
durch wuchs die Zahl aller seit Beginn des 
Raumzeitalters 1957 gestarteten Militärsatel-
liten auf 1801. Das sind mehr als 75 % aller Sa-
telliten, die je gestartet worden sind.
Rund 40 % der 1980 gestarteten Militärsatelli-
ten waren Fotosatelliten zur Aufklärung, die 
meisten davon stammen von der Sowjetunion. 
Diese startet deshalb so viele, weil ihre Satelli-
ten eine relativ kurze Lebensdauer haben (nor-
malerweise nur 13 Tage). Die amerikanischen 
Satelliten dagegen bleiben sehr lange auf ihrer 
Umlaufbahn.
Zur Ozeanaufklärung startete die Sowjetunion 
1980 einen Satelliten, der dem ähnlich ist, der 
Anfang 1978 in Kanada niederging, und wohl 

wieder einen Atomreaktor an Bord hat. Er 
wurde nach einigen Wochen in eine größere 
Umlaufbahn gebracht und wird dort für einige 
Jahrhunderte bleiben. Im März 1981 hat die 
Sowjetunion zwei besondere Satelliten gestar-
tet: Einen Killersatelliten und einen Zielsatel-
liten. Das Experiment hatte Erfolg. Der Zielsa-
tellit wurde im Weltraum zerstört. Das war der 
Höhepunkt eines sowjetischen Anti-Satelli-
tenprogramms, bei dem etwa 37 Ziel- und Kil-
lersatelliten gestartet worden sind. Es war der 
erste Versuch der Sowjetunion, einen Satelli-
ten im Weltraum wirklich zu zerstören.
Die USA haben ebenfalls ein Anti-Satelliten-
Programm. Sie werden wohl bald den Versuch 
machen, nicht-nukleare Sprengköpfe von ei-
nem schnellen und sehr hoch fliegenden Flug-
zeug zu starten. Der Sprengkopf soll durch ein 
Infrarot-Suchgerät zum Zielsatelliten geführt 
werden.

Rüstungskontrolle

Die zweite Konferenz zum Vertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen

Das Hauptereignis zum Thema Rüstungskon-
trolle war die zweite Konferenz über die Ein-
haltung des Nichtweiterverbreitungsvertra-
ges. Die Konferenz kam zu keiner gemeinsa-
men Erklärung. Das ungünstige politische Kli-
ma, in dem die Konferenz scheiterte, hatte 
mehrere Ursachen: Die unsichere Zukunft der 
Gespräche über die Beschränkung strategi-
scher Waffen, das Scheitern eines umfassen-
den Test-Stopps, die Unfähigkeit der US-Re-
gierung, während einer Kampagne zur Präsi-
dentschaftswahl Entscheidungen zu treffen, 
die internationale Reaktion auf die Interven-
tion der Sowjets in Afghanistan, der aktuelle 
Konflikt in der Region um den Persischen Golf 
und die Auseinandersetzung um die eurostra-
tegischen Raketen, überdies erhoben die Staa-
ten der Dritten Welt den Vorwurf, daß bisher 
bei der nuklearen Abrüstung nicht die gering-
sten Fortschritte gemacht worden seien.
Eine der Hauptkontroversen war die Anwen-
dung der Sicherheitsbestimmungen des Arti-
kel III des Nichtweiterverbreitungsvertrags. 
Alle Konferenzteilnehmer stimmten im Prin-
zip darin überein, die umfassenden Sicher-
heitsbestimmungen auch auf Nichtunterzeich-
nerstaaten anzuwenden, aber man konnte sich 
nicht darüber einigen, ob diese Bestimmungen 
zur Bedingung für Lieferungen gemacht wer-
den sollten. Fortgesetzte Lieferungen an 
Nichtunterzeichnerstaaten, vor allem an sol-
che, die Beschaffungsmöglichkeiten ohne Si-

cherheitsklausel haben, gefährden die Exi-
stenz des Vertrages genauso wie das Scheitern 
jeglicher wirklichen Abrüstung bei den Nu-
klearstaaten.
Die meisten Delegierten bei der Konferenz be-
dauerten das Scheitern der trilateralen Ver-
handlungen zwischen den USA der UdSSR 
und Großbritannien über einen umfassenden 
Atomteststopp. Die Nuklearmächte führen 
nach wie vor Atomwaffentests durch. 1980 fan-
den 49 Atomexplosionen statt; 20 entfielen auf 
die UdSSR, 14 auf die USA auf Frankreich 11, 
drei auf Großbritannien und eine auf China. 
Dadurch erhöht sich die Zahl aller Atomex-
plosionen von 1945 bis 1980 auf 1 271; davon 
fanden 62 % nach der Unterzeichnung des 
Teststoppabkommens im Jahre 1963 statt, das 
Tests in der Atmosphäre verbietet.

Das Verbot unmenschlicher und unter-
schiedslos wirkender Waffen
Die zweite Runde der UN-Konferenz über „un-
menschliche Waffen" fand von September bis 
Oktober 1980 statt. Der Generalversammlung 
der UN wurden ein Abkommen über Verbot 
bzw. Beschränkung des Gebrauchs bestimmter 
konventioneller Waffen und drei Protokolle 
zur Empfehlung vorgelegt.
Das einzig konkrete Ergebnis der ersten 
Runde (1979) der Konferenz war die Überein-
stimmung aller Teilnehmerstaaten beim vor-
behaltlosen Verbot aller Waffen (wie z. B. Pla-
stik-Splitterbomben), deren Splitter im 
menschlichen Körper durch Röntgenstrahlen 
nicht festgestellt werden können. Dieses Ver-



bot wurde auch in der zweiten Runde verhan-
delt und als Protokoll verabschiedet.
Das zweite Protokoll behandelt Beschränkung 
bzw. Verbot von Minen und „anderen Vorrich-
tungen" (es handelt sich hier um jene handver-
legten Sprengsätze und Vorrichtungen zum 
Zwecke der Tötung, Verletzung und Beschädi-
gung, die durch Fernsteuerung oder Zeitzün-
der gezündet werden). Das dritte Protokoll be-
trifft Verbote bzw. Beschränkungen des Ge-

brauchs von Brandwaffen. Der Gebrauch von 
Brandwaffen gegen Soldaten bleibt weiterhin 
unbeschränkt und selbst der Schutz der Zivil-
bevölkerung vor solchen Angriffen ist unvoll-
ständig.
Die Bedeutung der neuen Konvention und der 
Protokolle wird durch den bewußten Aus-
schluß von atomaren Waffen und anderen 
Massenvernichtungswaffen aus den Verhand-
lungen beträchtlich eingeschränkt.

Die größte Enttäuschung für alle Befürworter 
einer Kontrolle des atomaren Wettrüstens 
war 1980, daß die Ratifizierung des SALT-II-
Vertrags (1979 durch die UdSSR und USA un-
terzeichnet) • im amerikanischen Senat ge-
scheitert ist. Ohne SALT oder wenigstens ent-
scheidende Fortschritte bei den SALT-Ver-
handlungen gibt es schwerlich irgendeinen 
tatsächlichen Fortschritt bei anderen Rü-
stungskontrollverhandlungen wie zum Bei-
spiel über einen umfassenden Teststopp. So-
lange SALT II nicht ratifiziert ist, kann man 
nur hoffen, daß die USA und die Sowjetunion 
sich an die in den SALT-Verträgen festgeleg-
ten Begrenzungen halten. Beide haben es je-
denfalls versprochen.

Trotz des enormen Ressourcenverbrauchs für 
militärische Zwecke fühlen sich die meisten 
Menschen immer unsicherer. Die Kosten der 
Militärausgaben müssen deshalb als tragische 
Verschwendung unserer begrenzten Ressour-
cen bezeichnet werden, die im Grunde durch 
nichts zu rechtfertigen ist.

Die Auswirkungen auf den Lebensstandard 
des Durchschnittsbürgers wären beträchtlich, 
wenn die Rohstoffe, die industriellen Kapazi-
täten und vor allem die menschliche Energie 
und Erfindungsgabe, die man heute für die Rü-
stung der Welt verwendet, zivilen Zwecken 
zugute kämen. Die Trennung von Wissen-
schaft und Vernunft ist besonders tragisch. 
Die komplexesten wissenschaftlichen, techno-
logischen und organisatorischen Probleme 
werden vom Militär und seinen Wissenschaft-
lern gelöst. Wenn zur Lösung von Problemen, 
wie z. B. der Weltgesundheit oder der Welter-
nährung, die gleichen Anstrengungen unter-
nommen würden, so wären die Ergebnisse 
wohl eindrucksvoll. Die Erde verbraucht be-
trächtlich mehr Ressourcen für militärische 
Zwecke als für die Gesundheit der Menschen 
und etwa gleich viel wie für deren Erziehung 
und Bildung.

Schlußfolgerungen

Bei den geplanten und wahrscheinlichen Stei-
gerungen der Militärhaushalte in den näch-
sten Jahren muß man damit rechnen, daß sich 
das Wettrüsten zwischen Ost und West we-
sentlich beschleunigt. Neue atomare Waffen 
und Waffensysteme werden entwickelt und 
stationiert. Einige davon werden die Wahr-
scheinlichkeit eines nuklearen Weltkriegs er-
höhen. Der Trend von den Strategien nuklea-
rer Abschreckung zu praktikablen atomaren 
Gefechtsstrategien wird weitergehen.
Der internationale Waffenhandel, der schon 
seit geraumer Zeit außer Kontrolle ist, verbrei-
tet die wirksamsten Waffen über die ganze 
Erde. Immer mehr Staaten der Dritten Welt 
errichten gewaltige Rüstungsindustrien und 
werden ihre Waffen wohl auch verkaufen, wie 
man aus den Erfahrungen in der Vergangen-
heit wohl mit Recht schließen darf. Einige die-
ser Staaten sind schon heute am Waffenexport 
beteiligt.
Es hat sich gezeigt, daß die Vereinbarungen 
über die Nichtweiterverbreitung die Ausbrei-
tung atomarer Waffen nicht hat verhindern 
können. Deshalb werden auch Staaten in un-
stabilen Regionen zunehmend nervös, wenn 
ihre Nachbarn Atomreaktoren und andere 
Elemente des nuklearen Brennstoffkreislaufs 
für friedliche Zwecke anschaffen. Die Unfähig-
keit der heutigen Nuklearmächte, das atomare 
Wettrüsten zu kontrollieren, fördert die Liefe-
rung von Atomwaffen an Länder, die heute 
noch keine besitzen.
Durch die Beschleunigung des atomaren 
Wettrüstens wächst die Bedeutung von Abrü-
stungsverhandlungen in Europa. Schließlich 
stehen sich hier die Armeen der Supermächte 
direkt gegenüber. Mindestens 10 000 Atom-
waffen sind auf Ziele in Europa gerichtet, und 
beide Seiten planen hier die Stationierung 
neuer atomarer Gefechtswaffen. Es gibt des-
halb viele gute Gründe, eine Abrüstungskon-
ferenz für Europa einzuberufen. Es bleibt zu 
hoffen, daß dies bald geschieht.



Hans Rattinger

Strategieinterpretationen und 
Rüstungskontrollkonzepte

Anmerkungen zum NATO-Doppelbeschluß

Wohl nie zuvor haben Fragen der Rüstungs-
kontrolle in Europa hierzulande soviel Auf-
merksamkeit gefunden wie seit dem Doppel-
beschluß der NATO vom 12. Dezember 1979 
über die Stationierung von 572 amerikani-
schen Mittelstreckenraketen und Marschflug-
körpern in einigen westeuropäischen Mit-
gliedstäaten des Bündnisses. Der Beschluß 
sieht vor, etwa ab 1983 folgende Potentiale auf-
zubauen: in der Bundesrepublik 108 Per-
shing II Mittelstreckenraketen und 24 Startge-
räte für landgestützte Marschflugkörper 
(ground launched cruise missiles = GLCM) 
mit jeweils vier Flugkörpern, zusammen also 
96 Raketen, 160 Marsch
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flugkörper in Großbri-
tannien, 112 in Italien und jeweils 48 in Bel-
gien und den Niederlanden. Alle 572 Systeme 
sollen mit jeweils einem nuklearen Spreng-
kopf ausgerüstet sein. Die Vereinigten Staaten 
wollen möglichst rasch  000 nukleare Ge-
fechtsköpfe aus Europa abziehen; die 572 
Sprengköpfe für die neuen Systeme sollen in-
nerhalb des derart verminderten Bestandes 
untergebracht werden. Parallel dazu sollen 
Verhandlungen mit der Sowjetunion ange-
strebt werden über die Vereinbarung von Be-
grenzungen für amerikanische und sowjeti-
sche landgestützte und für den Einsatz in Eu-
ropa bestimmte Kernwaffensysteme mit gro-
ßer Reichweite).
Die in der Bundesrepublik um den Doppel-
beschluß entbrannten Kontroversen sind be-
kannt. Sie gehen im Kern um das relative Ge-
wicht seiner beiden Komponenten „Verhand-
lung“ und „Nachrüstung“. In beiden Regie-
rungsparteien werden dazu sehr gegensätzli-
che Standpunkte vertreten. Die Regierung be-
harrt darauf, das Nachrüstungsprogramm so-

1) Zum Text des NATO-Doppelbeschlusses, seiner 
Vorgeschichte und seinen Auswirkungen vgl. Bun-
desministerium der Verteidigung (Hrsg.), Die nu-
klearen Mittelstreckenwaffen: Modernisierung und 
Rüstungskontrolle, Bonn 1980, sowie ausführlicher: 
The Modernization of NATO's Long-Range Theater 
Nuclear Forces (Report prepared for the Subcom-
mittee on Europe and the Middle East of the Com-
mittee on Foreign Affairs, U.S. House of Representa-
tives), Washington 1981.

I. Einleitung

lange fortzusetzen und durchzuführen, bis 
konkrete Verhandlungsergebnisse es entbehr-
lich machen oder seine Einschränkung gestat-
ten. Andererseits wird gefordert, die Nachrü-
stung auszusetzen und rasch Verhandlungen 
zu eröffnen, um nach einer Einigung mit der 
Sowjetunion auch längerfristig auf die geplan-
ten Systeme verzichten zu können. Als wichti-
ges Argument für diese Abkehr vom Doppel-
beschluß wird angeführt, daß eine der zentra-
len „Geschäftsgrundlagen" für seine Unterstüt-
zung mit der Verschiebung der Ratifikation 
von SALT II auf unbestimmte Zukunft in den 
Vereinigten Staaten entfallen sei. Deutlicher 
als durch die mehr oder weniger verklau-
sulierten Rücktrittsdrohungen des Bundes-
kanzlers von Mitte Mai 1981 hätte die Ernst-
haftigkeit dieser Auseinandersetzungen kaum 
unterstrichen werden können.
Der Lärm der innenpolitischen Schlacht um 
den NATO-Doppelbeschluß hat zwar mitge-
holfen, in der westdeutschen Öffentlichkeit 
die Auffassung zurückzudrängen, die Kon-
trolle nuklearer Rüstungen in Europa sei aus-
schließlich Sache der beiden Großmächte. 
Gleichzeitig wurde aber der konventionelle 
Bereich der europäischen Rüstungskontrolle, 
der sich ohnehin noch nie besonders breiter 
Aufmerksamkeit erfreuen durfte, noch weiter 
in den Hintergrund gerückt. Die seit 1973 ge-
führten Wiener MBFR-Verhandlungen über 
beiderseitigen und ausgewogenen Truppenab-
bau stagnieren seit Jahren; ihre einzelnen 
Runden — die 23. und bisher letzte fand von 
Januar bis Ostern 1981 statt — werden in der 
Presse inzwischen bestenfalls noch einiger 
Zeilen für würdig befunden2). Der Druck öf-

2) Zu Entwicklung, Stand und Aussichten der Wie-
ner Verhandlungen vgl. z. B.: L. Ruehl, Die Wiener 
Verhandlungen über einen Truppenabbau in Euro-
pa: Stand und Aussichten, in: Europa-Archiv 32 
(1977), S. 399-408; U. Nerlich, Die Politik des Streit-
kräfteabbaus in Europa, in: Europa-Archiv 32 (1977), 
S. 197-204; W. Schilling, Verhandlungen über Trup-
penabbau in Europa: MBFR, in: E. Forndran, P. J. 
Friedrich (Hrsg.), Rüstungskontrolle und Sicherheit 
in Europa, Bonn 1979, S. 207-216; H. Rattinger, 
MBFR — Stagnation und weitere Aussichten, in: 
Außenpolitik 30 (1979), S. 331-343.



fentlicher Erwartungen auf diese Gespräche, 
wie er sich etwa in der Kritik des SPD-Frak-
tionsvorsitzenden Wehner im Frühjahr 1979 
an der westlichen Verhandlungsposition in 
Wien widerspiegelte, ist durch die Nachrü-
stungsdebatte stark vermindert worden, was 
die Chancen einer Übereinkunft nicht gerade 
verbessert hat. Derzeit knüpfen sich an die 
MBFR-Gespräche kaum große Hoffnungen. 
Ihr politischer Sinn besteht vor allem nur noch 
darin, ein etabliertes Forum des sicherheitspo-
litischen Dialogs zwischen NATO und War-
schauer Pakt nicht aufzugeben, auch wenn 
konkrete Ergebnisse von ihm gegenwärtig 
nicht erwartet werden können.

Schon die Stagnation der MBFR-Verhandlun-
gen, die gegenseitige Blockierung der beider-
seitigen Verhandlungsziele und die anschlie-
ßende Datendiskussion hatten gezeigt, daß die 
Rüstungskontrollpolitik des westlichen Bünd-
nisses für Europa einer sorgfältigen Überprü-
fung bedarf, wobei vorrangig zwei Fragen zu 
klären sind. Die erste Frage lautet: Wozu ei-
gentlich Rüstungskontrolle? Für welche allge-
meinpolitischen Vorgaben kann und soll Rü-
stungskontrolle in Europa einen Beitrag lei-
sten, was soll sie erreichen? Die zweite Frage 
ist aus der Antwort auf die erste abzuleiten: 
Welche konkreten Verhandlungsziele sollen 
eingebracht, welche Verhandlungsergebnisse 
angesteuert werden, damit die Rüstungskon-
trolle in Europa tatsächlich den ihr im ersten 
Schritt gesetzten Zweck erfüllt? Die Mei-
nungsverschiedenheiten über den NATO-
Doppelbeschluß haben eine solche kritische 
Standortbestimmung der westlichen Rü-
stungskontrollpolitik noch viel notwendiger 
und dringender werden lassen, zumal seine 
Rüstungskontrollkomponente noch recht vage 
ist. Wenn man davon ausgeht, daß sie nicht als 
Beruhigungspille für die Gegner jeglicher 
Nachrüstung gedacht ist, zu welchem Zweck 
soll dann über die Begrenzung nuklearer Waf-
fensysteme in Europa mit größerer Reichweite 
verhandelt werden und welches Ergebnis soll-
ten solche Verhandlungen haben?

Der vorliegende Beitrag geht von der These 
aus, daß es auch nach einer gründlichen rü-
stungskontrollpolitischen Neubewertung auf 
diese Fragen keine eindeutigen Antworten 
geben kann, daß vielmehr hinter unterschied-
lichen Antworten seit langem divergierende 
Auffassungen über die Strategie der westli-
chen Allianz stehen. Im Jahre 1961 formulier-
ten Thomas Schelling und Morton Halperin in 

ihrem inzwischen klassischen Buch „Strategy 
and Arms Control", daß die Ziele der Rü-
stungskontrolle und der Militärstrategie iden-
tisch sein müßten: Vermeidung von Kriegen, 
Schadensbegrenzung im Konfliktfall und eine 
Begrenzung endlosen Wettrüstens3). Diese 
einfache Gleichung geht schon lange nicht 
mehr auf. Da es keine einheitliche Auslegung 
der Militärstrategie der NATO gibt — wahr-
scheinlich nie gegeben hat —, haben wir auch 
von der Möglichkeit gegensätzlicher Zweck-
vorgaben für die Rüstungskontrolle auszuge-
hen. Zwischen verschiedenen Interpretatio-
nen von Militärstrategie und verschiedenen 
Rüstungskontrollkonzeptionen bestehen enge 
logische Beziehungen, die oftmals in der poli-
tischen und wissenschaftlichen Diskussion 
unterschlagen und vernachlässigt werden. 
Voraussetzung für die Bewertung der zukünf-
tigen Richtungen und Aussichten der Rü-
stungskontrolle in Europa ist also, die zentra-
len Interpretationsmuster für die Strategie der 
NATO und ihre Implikationen für Ansätze zur 
Rüstungskontrolle herauszuarbeiten. Die Be-
schränkung auf Europa bedeutet nicht, daß die 
Bemühungen um Kontrolle strategischer Rü-
stung von der Diskussion um die Militärstrate-
gie der NATO nicht berührt würden. Aus 
Platzgründen ist es aber hier nicht möglich, 
die im folgenden vorzutragenden Überlegun-
gen über den Zusammenhang zwischen Stra-
tegie und Rüstungskontrolle auch für den 
SALT-Prozeß zu konkretisieren.

3) T. C. Schelling, M. H. Halperin, Strategy and 
Arms Control, New York 1961.

Aus diesen Überlegungen leitet sich die fol-
gende Struktur dieses Beitrags ab: Zunächst 
sind kurz die Militärstrategie der NATO, ihre 
Grundwidersprüche und ihre verschiedenen 
Auslegungen zu erläutern. Anschließend wird 
das Verhältnis zwischen Strategieinterpreta-
tionen einerseits und militärischen Potential-
erfordernissen und Lagebeurteilungen ande-
rerseits dargestellt, weil die Aufgaben der Rü-
stungskontrolle nur im Rahmen solcher Über-
legungen zur militärischen Ausgangssituation 
definiert werden können. Hat man Klarheit 
über die möglichen und sinnvollen Zweckbe-
stimmungen der Rüstungskontrolle gewon-
nen, dann kann man sich zum Schluß der 
Bandbreite konkreter Rüstungskontrollziele 
für Europa und ihren Zukunftsaussichten zu-
wenden. Der logische Aufbau dieser Argu-
mentationskette wird durch Abbildung 1 wie-
dergegeben.



II. Die NATO-Strategie der flexible response

1967 setzte die NATO nach langjähriger bünd-
nisinterner Diskussion die Militärstrategie 
der „flexible response“ an die Stelle der Dok-
trin massiver nuklearer Vergeltung. „Massive 
retaliation" sollte in den fünfziger Jahren die 
konventionelle militärische Überlegenheit der 
Sowjetunion dadurch kompensieren, daß der 
Einsatz der überlegenen amerikanischen Nu-
klearstreitmacht auch für den Fall begrenzter 
und ausschließlich konventionell vorgetrage-
ner östlicher Übergriffe angedroht wurde4). Im 

4) Vgl. K.-D. Schwarz, Amerikanische Militärstrate-
gie 1945-1976, in: K.-D. Schwarz (Hrsg.), Sicherheits-
politik, Bad Honnef 19793, S. 173-203.

Gegensatz dazu soll die Strategie der „flexible 
response", der flexiblen Reaktion, nach der 
Lesart des Verteidigungsweißbuchs 1979 da-
durch abschrecken, daß die per difinitionem 
defensive NATO drei militärische Reaktions-
arten vorbereitet, die je nach Konflikt nach-
einander oder gleichzeitig ausgeführt werden 
sollen:

„Die Direktverteidigung soll dem Aggressor 
verwehren, sein Ziel zu erreichen, und zwar 
auf der Stufe des militärischen Konflikts, die 
der Angreifer gewählt hat Entweder scheitert 
damit die Aggression oder der Aggressor wird 
mit der Gefahr der Eskalation konfrontiert.



Die NATO schließt den Einsatz nuklearer 
Waffen nicht aus.
Die Vorbedachte Eskalation soll einen Angriff 
dadurch abwehren, daß die Qualität des Ab-
wehrkampfes durch den Einsatz nuklearer 
Waffen verändert oder der Konflikt räumlich 
ausgedehnt wird. Dem Angreifer soll durch 
den politisch kontrollierten selektiven Einsatz 
nuklearer Waffen deutlich gemacht werden, 
daß Erfolgschance und Risiko für ihn nicht 
mehr in einem tragbaren Verhältnis stehen. 
Außerdem kann der Angreifer auch dort ge-
troffen werden, wo er besonders verwundbar 
ist, oder mit Mitteln, die denen des Angreifers 
überlegen sind.
Die Allgemeine Nukleare Reaktion richtet 
sich vor allem gegen das strategische Potential 
des Angreifers und bedeutet den Einsatz der 
nuklear-strategischen Waffen der Allianz. 
Seine Androhung ist das stärkste Abschrek-
kungsmittel, seine Anwend
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ung die stärkste 

militärische Reaktion der,NATO.")
Jeder dieser drei Reaktionsarten entspricht 
eine Komponente der westlichen Rüstung: 
Konventionelle Truppenverbände, nukleare 
Kräfte in und für Europa (atomare Sperrmittel, 
Nuklearartillerie, mit atomaren Bomben und 
Luft-Boden-Raketen bestückbare Jagdbomber 
und Bomber, Kurz- und Mittelstreckenrake-
ten, dem alliierten Oberbefehlshaber für Eu-
ropa SACEUR zugeordnete amerikanische Po-
laris-Unterseebootraketen), strategische Kern-
waffen (strategische Bomberflotte, Interkonti-
nentalraketen, Unterseebootraketen). Ein zen-
trales Prinzip der NATO-Strategie ist das der 
Vorneverteidigung, der grenznahen Abwehr 
mit dem Ziel, möglichst wenig Gebiet zu ver-
lieren. Elastische Verteidigung in der Tiefe 
des Raumes ist für die westeuropäischen Mit-
glieder der Allianz nicht akzeptabel. In einem 
Streifen von 100 km Breite entlang der Ost-
grenzen der Bundesrepublik sind 30% ihrer 
Bevölkerung und 25% ihres Industriepoten-
tials angesiedelt.
Es kann nicht genug betont werden, daß die 
Strategie der flexiblen Reaktion die Bereit-
schaft zum nuklearen Ersteinsatz durch die 
NATO auf allen drei Konfliktstufen verlangt 
— sofern natürlich nicht der Gegner selbst so-
fort mit Kernwaffen angreift Absprachen über 
den Verzicht auf nuklearen Ersteinsatz wären 
mit dieser geltenden westlichen Doktrin völlig 
unvereinbar. Die Möglichkeit der Notwendig-
keit des nuklearen Ersteinsatzes auf allen Es-

5) Bundesministerium der Verteidigung (Hrsg.), 
Weißbuch 1979: Zur Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Entwicklung der Bundeswehr, 
Bonn 1979, S. 123. 

kalationsebenen stellt eines der Kernpro-
bleme der Strategie der flexiblen Reaktion 
dar6). Auf der untersten Ebene des Kernwaf-
feneinsatzes auf dem Gefechtsfeld im Rahmen 
der Direktverteidigung ist es am wenigsten 
ausgeprägt, weil er im konkreten Konfliktfall 
wahrscheinlich allein verhindern könnte, daß 
die Verteidigungslinien der NATO und die 
nuklearen Waffensysteme zu ihrer Unterstüt-
zung konventionell überrannt würden. Schon 
die vorbedachte nukleare Eskalation leidet 
aber unter Glaubwürdigkeitsproblemen. So-
fern nämlich dabei auch militärische und zi-
vile Ziele im Hinterland des Gegners angegrif-
fen werden sollten, müßte die Gefahr einkal-
kuliert werden, daß durch die Reaktion der So-
wjetunion dem viel engeren und konzentrier-
teren westeuropäischen Hinterland der 
NATO ein ähnliches Schicksal widerfahren 
könnte.

6) Zur ausführlichen kritischen Bewertung der Stra-
tegie der flexiblen Reaktion vgl. H. Afheldt, Vertei-
digung und Frieden: Politik mit militärischen Mit-
teln, München 1976; K-P. Stratmann, NATO-Strate-
gie in der Krise?, Baden-Baden 1981.
7) Vgl. L. E. Davis, Limited Nuclear Options: Deter-
rence and the New American Doctrine (Internatio-
nal Institute for Strategie Studies, Adelphi Papers, 
No. 121), London 1975.
8) Vgl. hierzu die Dokumentation „American Nu-
clear Doctrine", in: Survival 22 (1980), S. 267-269.

Noch fragwürdiger ist die Drohung mit der all-
gemeinen nuklearen Reaktion. Zum einen ist 
es nicht unwahrscheinlich, daß sie genau dann 
zur Diskussion stünde, wenn sich im Konflikt-
ablauf erwiesen hätte, daß weder Direktvertei-
digung noch vorbedachte Eskalation den Geg-
ner zur Aufgabe der Aggression zwingen 
konnten. In dieser Situation könnte durch vor-
bedachte Eskalation der NATO und Gegenes-
kalation des Warschauer Pakts die Zerstörung 
Mitteleuropas bereits soweit forgeschritten 
sein, daß die allgemeine nukleare Reaktion 
nicht mehr dem Schutz Westeuropas dienen 
würde, sondern nur noch den Charakter einer 
Strafexpedition trüge. Militärische Lagen in 
Europa, die zur allgemeinen nuklearen Reak-
tion führen müßten, nehmen ihr dann parado-
xerweise jeglichen Sinn.
Zum zweiten wirft die allgemeine nukleare-
Reaktion als Erstschlag zusätzlich das Di-
lemma auf, daß von den strategisch selbst noch 
nicht angegriffenen Vereinigten Staaten ver-
langt wird, den ersten nuklear-strategischen 
Schlag zu führen und eine gleichartige Reak-
tion hinzunehmen. Die von Verteidigungsmi-
nister Schlesinger 1974 verkündeten „be-
schränkten nuklearen Optionen"7) und die 
Presidential Directive 59 vom Sommer 1980 
über selektive strategische Nuklearschläge8) 



stellen konsequenterweise Versuche dar, die-
sem Dilemma zu entgehen, indem zwischen 
vorbedachte Eskalation und allgemeine nu-
kleare Reaktion eine vierte Reaktionsform des 
demonstrativen strategischen Einsatzes gegen 
das strategische Potential des Gegners einge-
schoben wird. Daß es sich um erfolgreiche 
Versuche handelt, kann man freilich bezwei-
feln. Die Gefahr der unakzeptablen Zerstö-
rung Westeuropas im Vollzug der vorbedach-
ten Eskalation läßt sich durch selektive strate-
gische Schläge auch nicht bannen. Ferner 
müßte es gelingen, der Sowjetunion in einer 
fortgeschrittenen Konfliktphase die Differen-
zierung zwischen selektiven strategischen 
Nuklearschlägen und einem Entwaffnungs-
versuch zu kommunizieren. Der Widerspruch 
zwischen nuklearstrategischem Ersteinsatz 
und beiderseits gesicherter Fähigkeit zum ver-
nichtenden zweiten Schlag schließlich wurde 
nicht aufgehoben, sondern nur zeitlich etwas 
hinausgezögert.

Ein weiteres Grundproblem der NATO-Stra-
tegie der flexiblen Reaktion besteht in der Un-
sicherheit über Art und Zeitpunkt nuklearer 
Eskalationsschritte. Die Auslösung der Eska-
lation für den Gegner unklar zu lassen, macht 
aus der Not der Uneinigkeit eine Tugend, be-
vorzugen doch die Europäer vorwiegend die 
Androhung frühzeitiger nuklearer Eskalation, 
wogegen man in den Vereinigten Staaten die 

nukleare Schwelle lieber möglichst hoch le-
gen möchte. Ähnliche Meinungsverschieden-
heiten herrschen bezüglich des Gegensatzes 
zwischen umfassender oder demonstrativ-se-
lektiver Eskalation. Während amerikanische 
Strategen vorbedachte Eskalation zunächst 
vor allem als „Schuß vor den Bug“ oder höch-
stens als „begrenzten Nuklearkrieg" auffassen, 
wird sie in Europa eher als allgemeine Anhe-
bung des Konfliktes auf die nukleare Ebene 
ausgelegt9).

9) D. N. Schwartz, The Role of Deterrence in NATO 
Defense Strategy, in: World Politics 28 (1975), S. 118-
133; R H. Sinnreich, NATO’s Doctrinal Dilemma, in: 
Orbis 19(1975), S. 461-476.
1 G. H. Snyder, Deterrence and Defense: Toward a 
Theory of National Security, Princeton, N. J., 1961.
11) H. Schmidt, Verteidigung oder Vergeltung, 
Stuttgart 19654.

Europäisch-amerikanische Interessenunter-
schiede sind aber nur eine Dimension dieser 
Kontroversen, zumal Interessen an deklarato-
rischer Politik und im konkreten Konfliktfall 
auseinanderfallen können. Angesichts exi-
stenzieller Gefährdung eigener Truppenver-
bände könnte in diesem Fall die amerikani-
sche Bereitschaft zur raschen und intensiven 
nuklearen Konfliktausweitung diejenige der 
Europäischen NATO-Staaten übertreffen, die 
sie zum großen Teil auf eigenem Territorium 
gewärtigen müßten. Die in Friedenszeiten zur 
NATO-Strategie bezogenen Positionen könn-
ten sich so im Kriegsfall möglicherweise ge-
nau umkehren. Dies weiter zu vertiefen, ist 
hier nicht möglich. Es sollte nur verdeutlicht 
werden, wie offen die Strategie der flexiblen 
Reaktion für Kritik und divergierende Ausle-
gungen ist Auf zwei solche grundsätzlich ver-
schiedenen Interpretationen wird im folgen-
den etwas genauer eingegangen.

III. Zwei Interpretationen der flexible response

Die Militärstrategie der flexiblen Reaktion hat 
zum Ziel, Krieg durch Abschreckung zu verhü-
ten. Glenn Snyder führte in den sechziger Jah-
ren die Differenzierung zwischen „Abschrek-
kung durch Verweigerung von Erfolgsaussich-
ten" (deterrence by denial) und .Abschreckung 
durch Strafandrohung" (deterrence by punish-
ment) in die Abschreckungstheorie ein 10 ). Das 
Begriffspaar im Titel von Helmut Schmidt
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s 
Buch „Verteidigung oder Vergeltung" ist an 
Snyders Kategorien orientiert ). Was bedeu-
tet dieses Begriffspaar für die inhaltliche Prä-
zisierung der Abschreckungsdoktrin der 
NATO?

„Abschreckung ist die Einwirkung auf den 
Willen eines potentiellen Gegners, die ihn 
zum Verzicht auf eine mögliche oder bereits 
begonnene Aggression bewegen soll, indem er 
zur Überzeugung gebracht wird, daß er bei ei-
nem Angriff oder dessen Fortführung mehr 
verlieren als gewinnen oder doch nicht die er-
warteten Vorteile erlangen würde."12 ) Die Va-
riante der „Abschreckung durch Verweige-
rung von Erfolgsaussichten" sieht die eigene 
Fähigkeit zur wirksamen Kriegführung und 
Verteidigung als dafür ausschlaggebend an, 
daß der Gegner auf Aggressionen verzichtet. 
Er wird vom Angriff nicht so sehr dadurch ab-
gehalten, daß eine strategisch-nukleare Reak-
tion auf seine Aggression den Fortbestand sei-
ner sozialen Werte gefährden könnte, sondern 
durch die klare Aussicht der Unmöglichkeit 
eines Erfolges. Der Abschreckungswert der

12) E. Lutz, Lexikon zur Sicherheitspolitik, München 
1980, S. 16.



flexiblen Reaktion ist also danach zu beurtei-
len, in welchem Ausmaß die NATO in der 
Lage ist, einem Gegner auf jeder Konfliktstufe 
einen militärischen Erfolg einer Aggression zu 
verweigern, wenn nicht sogar jede militärische 
Auseinandersetzung zu ihren eigenen Gun-
sten zu entscheiden. Die annähernde Gewiß-
heit ihrer Erfolglosigkeit macht Aggression 
für einen rationalen Gegenspieler unattraktiv, 
so daß es die Hauptaufgabe von Strategie und 
Sicherheitspolitik sein muß, eine entspre-
chende Wahrnehmung bei den Entschei-
dungsträgern des Warschauer Pakts herbeizu-
führen. Voraussetzungen für die Wirksamkeit 
dieser Abschreckungsstrategie sind natürlich, 
daß die NATO entsprechende militärische Po-
tentiale bereithält und zu ihrem Einsatz ent-
schlossen ist und dies im Warschauer Pakt 
realistisch eingeschätzt wird.
Die Existenz von Kernwaffen bedeutet nach 
dieser Interpretation der flexiblen Reaktion 
keine grundsätzliche Veränderung der Rolle 
militärischer Macht. Vielmehr gilt auch für 
diese Waffen, daß die bewußte und wirkungs-
volle Vorbereitung auf begrenzte und kontrol-
lierte nukleare Kriegführung der Gegenseite 
vor Augen führt, daß sie auch durch nuklearen 
Einsatz keinen militärischen Konflikt zu ihren 
Bedingungen führen und zu ihren Gunsten 
entscheiden kann. Diese Konzeption der Ab-
schreckung mißt naturgemäß sämtlichen mili-
tärischen Potentialen beider Seiten und ihrem 
fortwährenden Vergleich große Bedeutung 
bei. Ihre Vertreter sind in den Vereinigten 
Staaten wesentlich häufiger zu finden als in 
Europa, weil flexible Reaktion als „Kriegfüh-
rungsstrategie'’ den Vorteil bietet, bei ihr ent-
sprechenden konventionellen Potentialen der 
NATO die Wahrscheinlichkeit der Notwen-
digkeit nuklearer Eskalation in Europa — oder 
gar bis zur strategischen Ebene — zu senken. 
Man übertreibt höchstens geringfügig, wenn 
man sagt, daß die Vereinigten Staaten die 
Doktrin der flexiblen Reaktion seit 1961 in der 
NATO vor allem propagierten, um die Bedeu-
tung der Drohung mit dem allgemeinen Kern-
waffenkrieg zugunsten einer verstärkten 
westlichen Verteidigungsfähigkeit zurückzu-
drängen13 ).

13) Vgl. H. Hansen. J. Schwarz, Militärstrategische 
Konzepte, in: K. Carstens, D. Mahncke (Hrsg.), West-
europäische Verteidigungskooperation, München 
1972, S. 56-107.

14) Vgl. K.-P. Stratmann, NATO-Strategie in der Kri-
se?. Baden-Baden 1981, S. 13 ff.

Die Interpretation der flexiblen Reaktion als 
einer Doktrin der .Abschreckung durch Straf-
androhung" sieht in der gegenseitigen Bedro-
hung beider Militärblöcke durch nukleare 
Zerstörungspotentiale eine völlig neuartige 
Situation, in der Überlegungen über die Führ-

barkeit oder Gewinnbarkeit militärischer Aus-
einandersetzungen auf verschiedenen Eskala-
tionsstufen obsolet geworden sind. Aggressio-
nen werden nicht dadurch abgeschreckt, daß 
sie — nach welchen beim Gegner unterstell-
ten pseudo-rationalen Kalkulationen auch im-
mer — keinerlei oder zu geringe Aussichten 
auf den erstrebten Erfolg haben, sondern 
durch die nicht mit Gewißheit ausschaltbare 
Möglichkeit, daß durch die prinzipiell unvor-
hersehbare Reaktion auf die Aggression ein 
rational nicht akzeptierbarer Schaden an den 
eigenen gesellschaftlichen Werten entsteht. 
Für diese Einschätzung des abzuschreckenden 
Aggressors ist der auf der Seite der Angegrif-
fenen erlittene Schaden irrelevant.
Im Gegensatz zur Auffassung der flexiblen Re-
aktion als einer Strategie der Fähigkeit zur er-
folgreichen Kriegführung auf allen Stufen 
wird sie hier als „Eskalationsstrategie", als 
Strategie der gesicherten Fähigkeit zur nu-
klearen Eskalation und Vergeltung betrachtet. 
Die strategische Doktrin der gesicherten Ver-
geltung (assured destruction) führt dem Geg-
ner die Aussicht vor Augen, bei einer Aggres-
sion durch keinerlei militärischen Einsatz ver-
hindern zu können, daß er durch strategische 
Gegenschläge als lebensfähige Industriege-
sellschaft vernichtet wird. Sind für den Erfolg 
der Abschreckung in der ersten Variante die 
militärischen Potentiale beider Seiten und 
ihre Konkurrenz entscheidend, so sind es in 
der zweiten Variante vor allem ein gegenüber 
feindlicher Einwirkung unverletzliches 
atomares Vergeltungspotential, seine hinrei-
chend glaubhafte Anbindung an die nukleare 
Eskalation und die Wahrnehmung des poten-
tiellen Angreifers, daß dieses Potential zu un-
erträglicher Zerstörung führen und tatsäch-
lich eingesetzt würde.
Eine solche Interpretation der flexiblen Reak-
tion, die in dem Risiko der Eskalation zum all-
gemeinen Kernwaffenkrieg den wichtigsten 
Abschreckungsfaktor sieht, hält innerhalb der 
neuen NATO-Strategie an zentralen Bestand-
teilen der Doktrin der massiven Vergeltung 
fest. Ohne diese Auslegungsfähigkeit wäre die 
Strategie der flexiblen Reaktion von den west-
europäischen NATO-Staaten kaum ratifiziert 
worden, in deren sicherheitspolitischen Denk-
mustern die Abschreckung durch Vergel-
tungsdrohungen nach wie vor einen großen 
Stellenwert hat14 ).
Der zentrale Einwand gegen flexible Reaktion 
als Eskalationsstrategie lautet, daß sie im — 
zugegebenermaßen unwahrscheinlichen — 



Fall einer östlichen Aggression in Europa, die 
von der NATO durch den Einsatz konventio-
neller Rüstung nicht zum Scheitern gebracht 
werden kann, neben dem rechtzeitigen Ein-
lenken einer oder beider Seiten nur die Alter-
native zwischen gegenseitiger nuklear-strate-
gischer Ausrottung und einseitiger Kapitula-
tion bereithält. Präsident Nixon wies 1971 
diese Alternative sogar für die vom amerikani-
schen Standpunkt aus noch gravier
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endere Si-
tuation einer direkten atomaren Attacke auf 
die USA zurück: „Mir und meinen Nachfol-
gern darf nicht als einzige mögliche Antwort 
auf eine Herausforderung die undifferenzierte 
Vernichtung feindlicher Zivilisten zur Verfü-
gung stehen. Dies um so mehr, als diese Ant-
wort die Wahrscheinlichkeit einschließt, 
Kernwaffenangriffe auf unsere eigene Bevöl-
kerung auszulösen." )
Der flexiblen Reaktion als Kriegführungsstra-
tegie ■ wird andererseits angelastet, daß sie 
Konflikte der unteren Eskalationsstufen durch 
theoretische Verringerung der Kopplung zum 
allgemeinen Kernwaffenkrieg führbarer und 
damit wahrscheinlicher mache, daß sie aber 
letzten Endes die Notwendigkeit ihrer nu-
klear-strategischen Eskalation auch nicht mit 
Sicherheit ausschalten könne, wenn die 
NATO sich — entgegen allen Forderungen 
und Hoffnungen — mit konventionellen Mit-

teln und eventuell nuklearer Gefechtsfeldun-
terstützung eines Angriffs nicht erwehren 
kann, überdies wird ihr entgegengehalten, 
daß sie von unrealistischen Vorstellungen 
über die Rationalität von Entscheidungsträ-
gern in extremen Krisensituationen ausgehe 
und die Psychologie der Abschreckung verzer-
re. Im Gegensatz zur Abschreckung durch 
Strafandrohung, die zwar auf der Furcht vor 
unannehmbarem Schaden beruht, setze die 
Kriegführungsstrategie beim Gegner die Fä-
higkeit voraus, Konfliktabläufe und -resultate 
verläßlich vorauszusagen. Angesichts der prä-
zise, aber nicht abschätzbaren Möglichkeit, da-
durch die Existenz der eigenen Gesellschaft in 
ihrer bisherigen Form aufs Spiel zu setzen, 
seien Kalkulationen der Gegenseite über et-
waige Mißerfolge bei begrenzten militäri-
schen Aggressionen wahrscheinlich über-
haupt nicht durchführbar, auf jeden Fall je-
doch zweitrangig163).

15) R. M. Nixon, Report to the Congress, 25. 2. 1971,
S. 170 f. (eigene Übersetzung).

16)  J. D. Steinbruner, The Cybernetic Theory of De-
cision Making, Princeton, N. J., 1974; Beyond Ratio-
nal Deterrence: The Struggle for New Conceptions, 
in: World Politics 28 (1976), S. 223-245.
17) E. Lutz, Lexikon zur Sicherheitspolitik, München 
1980, S. 75.

Diese Diskussionen können hier nicht vertieft 
werden. Statt dessen wenden wir uns nun den 
mit diesen beiden Interpretationen der 
NATO-Strategie verbundenen Anforderun-
gen an westliche Militärpotentiale und Lage-
beurteilungen zu, welche die Spielräume für 
Rüstungskontrolle in beiden Konzeptionen 
definieren.

IV. Strategieinterpretationen, Potentialerfordernisse 
und Lagebeurteilungen

Flexible Reaktion als Kriegführungsstrategie 
bedarf zu ihrer Glaubwürdigkeit eindeutiger 
und umfassender militärischer Potentiale. Der 
Westen muß dem Wa
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rschauer Pakt in allen 
Bereichen der militärischen Rüstung ebenbür-
tig, besser noch überlegen sein. Nur dann be-
sitzt er die sogenannte „Eskalationsdomi-
nanz" ), also die Fähigkeit, sich auf allen Kon-
fliktebenen erfolgreich zu verteidigen und die 
kontrollierte nukleare Eskalation entspre-
chend den eigenen politisch-militärischen 
Notwendigkeiten anzudrohen und notfalls 
auch durchzuführen. Konventionelle und tak-
tisch-nukleare militärische Disparitäten zu 
ungunsten der NATO dagegen schaffen im 
Konfliktfall automatische Eskalationszwänge 

und sind deshalb mit dieser Strategieinterpre-
tation unvereinbar. Wenn die NATO die nach 
der Kriegführungsstrategie erforderlichen 
Kräfte nicht besitzt, einem Angriff des War-
schauer Pakts durch konventionellen oder 
taktisch-nuklearen Einsatz mit großer Sicher-
heit den erwünschten Erfolg zu verwehren, be-
ruht ihre Abschreckungsfähigkeit letzten En-
des doch wieder nur auf der Drohung mit dem 
Einsatz strategischer Kernwaffen. Versagt die 
Abschreckung, ist das westliche Bündnis beim 
zu erwartenden Scheitern der ersten beiden 
Stufen der flexiblen Reaktion zur Ausweitung 
des Konflikts zum allgemeinen Kernwaffen-
krieg gezwungen.
Daß die militärischen Voraussetzungen der 
Kriegführungsstrategie erfüllt sind, wird häu-
fig bezweifelt. Bei den strategischen Arsena-
len der beiden Supermächte sehen viele Beob-
achter zumindest gegenseitige Neutralisie-
rung durch die in SALT zur Maxime erhobene 
Parität Daraus zog Henry Kissinger 1979 in ei-
ner bekannt gewordenen Rede den Schluß, die 



nuklearstrategischen Abschreckungsgaran-
tien der Vereinigten Staaten für Europa seien 
unglaubhaft geworden18 ). Und Bundeskanzler 
Schmidt führte schon im Oktober 1977 vor 
dem Internationalen Institut für Strategische 
Studien in London aus: „SALT schreibt das 
nuklearstrategische Gleichgewicht zwischen 
der Sowjetunion und den USA vertraglich fest. 
Man kann es auch anders ausdrücken: Durch 
SALT neutralisieren sich die strategischen 
Nuklearpotentiale der USA und der Sowjet-
union. Damit wächst in Europa die Bedeutung 
der Disparitäten auf nuklear-taktischem und 
kon
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ventionellem Gebiet zwischen Ost und 

West. ' ) Neben der These der wechselseiti-
gen Neutralisierung der strategischen Kern-
waffenpotentiale wird in jüng
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ster Zeit auch 
zunehmend sogar die Auffassung vertreten, 
die Sowjetunion sei auf dem besten Weg, sich 
die Fähigkeit zum entwaffnenden ersten 
Schlag gegen die amerikanischen Interkonti-
nentalraketen zuzulegen ) .

18) Abgedruckt in: Europa-Archiv 34 (1979), D589-
598, besonders 592 f.
19) Abgedruckt in: Auswärtiges Amt, Referat Öf-
fentlichkeitsarbeit (Hrsg.), Abrüstung und Rüstungs-
kontrolle, Bonn 1978, S. 124-127.
20) Vgl. R. Burt, Reassessing the Strategie Balance, 
in: International Security 5 (1980), S. 37-52; D. S. 
Yost, Beyond SALT II: European Security and the 
Prospects for SALT III, in: Orbis 24 (1980), S. 625-655; 
R L. Garwin, Launch Under Attack to Redress Mi-
nuteman Vulnerability, in: International Security 4 
(1979), S. 117-139. Solche Behauptungen waren auch 
schon Mitte der siebziger Jahre im Umlauf. Damals 
zeigte Steinbruner in einer bemerkenswerten Ar-
beit, wie schwierig es ist solche Thesen in Compu-
tersimulationen nuklearer Kriegsabläufe zu bestäti-
gen oder zu widerlegen: J. D. Steinbruner, T. M. Gar-
win, Strategie Vulnerability: The Balance between 
Prudence and Paranoia, in: International Security 1 
(1976), S. 138-181. Vgl. hierzu auch: J.T. Richelson, 
Evaluating the Strategie Balance, in: American Jour-
nal of Political Science 24 (1980), S. 779-803.
21) Rüstung und Abrüstung im euronuklearen Be-
reich: Die Mitwirkungsmöglichkeiten der europäi-
schen Staaten an den SALT Ill-Verhandlungen. 
Eine Kurzstudie von H. Hoffmann und R. Steinrücke 
im Auftrag der Bundestagsabgeordneten P. K. 
Würzbach und M. Berger, Bonn 1979.

22) Vgl. z. B. T. Cliffe, Military Technology and the 
European Balance (International Institute for Strate-
gie Studies, Adelphi Papers, No. 89), London 1972; S. 
Canby, The Alliance and Europe — Part IV: Military 
Doctrine and Technology (International Institute for 
Strategie Studies, Adelphi Papers, No. 109), London 
1974; R. Close, Europa ohne Verteidigung?, Bad 
Honnef 1977; J. M. Collins, A H. Cordesman, Imba-
lance of Power, San Rafael, Cal., 1978; E. R. Zumwalt, 
Heritage of Weakness: An Assessment of the 1970s, 
in: W. S. Thompson (Hrsg.), National Security in the 
1980s: From Weakness to Strength, San Francisco 
1980, S. 17-51.
23) W. R. Van Cleave, Quick Fixes to U. S. Strategie 
Nuclear Forces, in: W. S. Thompson (Hrsg), National 
Security in the 1980s: From Weakness to Strength, 
San Francisco 1980, S. 89-107.
24) Vgl. z. B. J. Record, U.S. Nuclear Weapons in Eu-
rope: Issues and Alternatives, Washington 1974; G. 
Krell, P. Schlotter, Zur Diskussion über die takti-
schen Nuklearwaffen in Europa, Frankfurt 1977; M. 
Opel, Zur Diskussion um die Neutronenwaffe, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte B 28/77, S.3-16-, U. 
Nerlich, Zwischen Verteidigungs- und Verhand-
lungspolitik: Zur Auseinandersetzung über die so-
genannten .Neutronenwaffen’, in: Stiftung Wissen-
schaft und Politik (Hrsg.), Polarität und Interdepen-
denz, Baden-Baden 1978, S. 187-202.
25) In amtlicher Zusammenfassung abgedruckt in: 
Europa-Archiv 33 (1978), D483-486.

Wie dem auch sei, der Übergang zur strategi-
schen Parität hat für die flexible Reaktion als 
Kriegführungsstrategie die Bedeutung von 
konventionellen und taktisch-nuklearen Kräf-
tevergleichen ansteigen lassen. Im letzteren 
Bereich findet sich — parallel zur strategi-
schen Balance — die Lagebeurteilung, die in 
Europa stationierten Kernwaffen der westli-
chen Allianz seien vor allem durch die mas-
sive Einführung der mobilen und nachladba-
ren sowjetischen SS-20-Mittelstreckenraketen 
unterlegen und yerwurdbar geworden21 ). 
Diese Beurteilung bildet den Hintergrund des 
NATO-Doppelbeschlusses vom Dezember 

1979. Daß die konventionellen Verbände der 
NATO in Mitteleuropa denjenigen des
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 War-
schauer Pakts alles andere als ebenbürtig sei-
en, steht für viele Autoren seit langem fest ).  
Die westliche Forderung in den Wiener 
MBFR-Verhandlungen nach asymmetrischen 
Truppenreduktionen ist aus dieser Einschät-
zung abgeleitet worden.
Die logische Konsequenz aus solchen pessimi-
stischen Darstellungen der Fähigkeit der 
NATO zur tatsächlichen Verwirklichung der 
flexiblen Reaktion als Kriegführungsstrategie 
lautet: verstärkte westliche Aufrüstung. Bei 
den strategischen Waffen stehen vor allem die 
mobilen MX-Interkontinentalraketen, die Be-
schleunigung des Trident-Unterseebootpro-
gramms und die Wiederbelebung des B-1-
Bombers auf der Tagesordnung23 ). Bei den 
Kernwaffen in Europa werden die sogenannte 
„Nachrüstung“ der NATO mit Mittelstrecken-
waffen und die Modernisierung der Kurz-
streckensysteme gefordert. Letztere sollte be-
reits durch die von Präsident Carter gestoppte 
Entwicklung und Einführung von relativ klei-
nen Kernwaffen mit verstärkter Strahlungs-
wirkung („Neutronenbomben'') bewerkstelligt 
werden, um die mit den hohen Sprengladun-
gen und Zerstörungswirkungen der bisher für 
den Einsatz in Europa gelagerten amerikani-
schen Kernwaffen verbundenen Selbstab-
schreckungseffekte zu vermindern, die im 
Konfliktfall die NATO vor ihrem Einsatz an-
gesichts der zu erwartenden Nebenwirkungen 
zurückschrecken lassen könnten24 ). Das lang-
fristig 25e Verteidigungsprogramm der NATO ) 



von 1978 sieht schließlich den Ausbau des 
konventionellen Potentials in einer Reihe von 
Punkten vor. Es geht extremen Konventionali-
sten aber nicht weit genug, welche die NATO 
in die La
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ge versetzen wollen, jeden konventio-
nellen Krieg in Europa zu ihren Gunsten zu 
entscheiden ).
Für flexible Reaktion als Eskalationsstrategie 
sind die in der Kriegführungsstrategie ange-
stellten Potentialvergleiche weniger bedeu-
tungsvoll. Der zentrale Abschreckungsfaktor 
ist ein annähernd unverwundbares strategi-
sches Vergeltungspotential, das durch nu-
kleare Gefechtsfeldwaffen und eurostrategi-
sche Kernwaffen zu einem Eskalationskonti-
nuum vervollständigt wird. Seine Hauptauf-
gabe ist die Kriegsverhütung durch Andro-
hung unberechenbarer und unannehmbarer 
Zerstörungen. Die zentrale Frage nach militä-
rischen Potentialen lautet im Rahmen dieser 
Strategie also, ob unter allen denkbaren Um-
ständen die westliche Fähigkeit zur nuklearen 
Eskalation auf allen Stufen dergestalt gesi-
chert ist, daß die Folgen der Eskalation für Be-
völkerung, Wirtschaft und Industrie des Geg-
ners untragbar erscheinen müssen. Solange 
die andere Seite solche Schäden durch ihre ei-
genen Streitkräfte nicht verhindern kann, ist 
ihr genauer Umfang im Grunde unbedeutend. 
Das psychologische Hauptproblem der Eskala-
tionsstrategie lautet natürlich, ob es glaubhaft 
ist, für den Fall nicht gewinnbarer und nicht 
begrenzbarer Konflikte mit dem gegenseiti-
gen atomaren Selbstmord zu drohen27).

26) Zur Kontroverse zwischen „Konventionalisten"
und .Nuklearisten" innerhalb der NATO-Strategie 
vgl. H. Rattinger, Zwischen Vergeltung und Vertei-
digung: Mitteleuropa als Schlachtfeld, in: Zeitschrift 
für Politik 23 (1976), S. 164-182.
27) Vgl. Henry Kissingers Rede in Brüssel vom 1.9. 
1979: Europa-Archiv 34 (1979), D593.
28) Die Möglichkeit der Begrenzung von Ausmaß 
und Eskalationsebene militärischer Konflikte in Eu-
ropa wird aus der Sicht sowjetischer strategischer 
Planer diskutiert von K.-P. Stratmann, NATO-Stra-
tegie in der Krise?, Baden-Baden 1981.

29) Zur Darstellung dieser Potentiale vgl. M. Leiten-
berg, Background Materials on Tactical Nuclear 
Weapons, in: Stockholm International Peace Rese-
arch Institute, Tactical Nuclear Weapons: European 
Perspectives, London 1978, S. 3-136; D. S. Lutz, Das 
militärische Kräfteverhältnis im Bereich der .Nukle-
arkräfte in und für Europa, in: G. Krell, D. S. Lutz, 
Nuklearrüstung im Ost-West-Konflikt, Baden-Ba-
den 1980, S. 11-89.
30) Es ist hier nicht sinnvoll zu untersuchen, ob die 
behauptete konventionelle Unterlegenheit der 
NATO tatsächlich existiert, weil die Eskalations-
strategie ja postuliert, sie werde, falls gegeben, 
durch die Aussicht der nuklearen Eskalation ausge-
glichen. Immerhin sei darauf verwiesen, daß das In-
ternational Institute for Strategie Studies noch in 
den Ausgaben 1979-1980 und 1980-1981 seiner Pu-
blikation „The Military Balance" unter der Über-
schrift „The East-West Theatre Balance in Europe" 
zusammenfaßt: „Das Gleichgewicht ist insgesamt 
noch so beschaffen, daß militärische Aggression un-
attraktiv ist".
31) Vgl. Bundesministerium der Verteidigung 
(Hrsg.), Die nuklearen Mittelstreckenwaffen: Mo-
dernisierung und Rüstungskontrolle, Bonn 1980, 
Abbildung 4, S. 42.

Die militärischen Potentiale der NATO wer-
den im Rahmen der Eskalationsstrategie nicht 
als unerträglich ungünstig beurteilt. Kleinere, 
begrenzte militärische Ost-West-Konflikte in 
Europa kann man mit großer Sicherheit aus-
schließen. Sollte der Warschauer Pakt aber ei-
nen groß angelegten Angriff gegen die NATO 
mit weitgehenden Kriegszielen vortragen, ist 
die Beschränkung des Konflikts auf aus-
schließlich konventionelle Waffensysteme 
weder vom Aggressor noch vom Verteidiger 
aus gesehen militärisch sinnvoll, planbar oder 
erzwingbar28 ). Für die NATO etwa wird in der 
Regel behauptet, daß sie eine massive Aggres-

sion des Warschauer Pakts in Mitteleuropa 
rein konventionell kaum aufhalten und zu-
rückschlagen könnte und eine entsprechende 
militärische Kapazität aus Gründen der Ko-
sten und der sozialen Durchsetzbarkeit auch 
kaum erwerben kann. Deshalb wäre sie in die-
sem Fall im Rahmen der Vorneverteidigung 
auf den raschen nuklearen Einsatz auf dem 
Gefechtsfeld angewiesen, wollte sie nicht be-
trächtliche anfängliche Geländeverluste und 
die überrennung ihrer nuklearen Kräfte zur 
Gefechtsfeldunterstützung und zur Abriege-
lung in der Tiefe riskieren. Daß die NATO 
über ein breites Spektrum entsprechender 
nuklearer Eskalationsoptionen verfügt, wird 
von niemandem ernsthaft bestritten29 ). Da-
durch wird aber die Bedeutung des angeblich 
für den Westen so ungünstigen konventionel-
len Kräfteverhältnisses relativiert30 ).
Die zur Rechtfertigung des NATO-Doppel-
beschlusses angeführte Überlegenheit der So-
wjetunion hinsichtlich der für den Einsatz in 
Europa bestimmten Kernwaffen mittlerer und 
großer Reichweite wird im Rahmen der Eska-
lationsstrategie folgendermaßen bewertet: Er-
stens haben sich die Kräfteverhältnisse zwi-
schen Ost und West in diesem Bereich nicht 
dramatisch verändert, und die Diagnose der 
deutlichen westlichen Unterlegenheit hängt 
stark von der Abgrenzung der in den Ver-
gleich einbezogenen Waffensysteme ab. Be-
schränkt man sich auf landgestützte Mittel-
streckenraketen und Mittelstreckenbomber, 
dann hat die NATO der Sowjetunion in Eu-
ropa in der Tat nur sehr wenig entgegenzuset-
zen. Dieser Zustand ist aber keineswegs neu, 
sondern Mitte der sechziger Jahre war dieses 
Ungleichgewicht noch viel größer31 )- Schließt 



man auch andere für Europa relevante Kern-
waffenträger ein (Jagdbomber, auf Flugzeug-
trägern stationierte Bombenflugzeuge, Unter-
seebootraketen), dann ist das Bild ebenso kon-
stant recht günstig für die NATO. Von drama-
tischen Effekten des sowjetischen Modernisie-
rungsprogramms zur Ablösung von SS-4- und 
SS-5- durch SS-20-Mittelstreckenraketen auf 
den Kräftevergleich kann dann nicht mehr die 
Rede sein32 ). Die nukleare Eskalationsfähig-
keit der NATO in Europa steht somit nicht in 
Frage.

32) Kurz aber prägnant wird dies dargestellt von 
R. L. Garthoff, Brezhnev’s Opening: The TNF Tangle, 
in: Foreign Policy (1980)41, S. 82-94. Vgl. auch T. 
Sommer, Die Euro-Gleichung, in: Die Zeit (24.4. 
1981), S. 3.

33) International Institute for Strategie Studies, The
Military Balance 1979-1980, London 1979, S. 118 f.;
The Military Balance 1980-81, London 1980, S.l 18 f.

Zweitens wird gefordert, die eurostrategische 
Rüstung unter dem aus der Analyse der strate-
gischen Potentiale der Supermächte entlehn-
ten Kriterium der beiderseits gesicherten Fä-
higkeit zur Vernichtung des Gegners im zwei-

ten Schlag („mutual assured destruction") zu 
sehen. Ein derartiger Bewertungsversuch 
wurde erstmals 1980 vom Internationalen In-
stitut für Strategische Studien in London vor-
gelegt. Er nennt zunächst für jede Seite 
verfgbaren Waffensysteme mit Reichweiten 

über 160 Kilometer und die aufgrund ihres 
nuklearen Nutzungsgrades, ihres Wartungs-
Standes und ihrer Nutzlast verfügbaren Atom-
Sprengköpfe Schließlich wird geschätzt, wie 
viele Sprengköpfe in einem Gegenschlag nach 
konzentriertem eurostrategischem Einsatz 
durch den jeweiligen Gegner unter Berück-
sichtigung ihrer Überlebensfähigkeit, Zuver-
lässigkeit und Durchdringungsfähigkeit ge-
genüber Abwehrmaßnahmen bei gegneri-
schen Zielen ankommen würden33 ). Diese 
Analyse ist in vereinfachter Form in Tabelle 1 
wiedergegeben. Nach dieser Untersuchung 



besitzt die NATO nicht nur eindeutige nu-
kleare Eskalationsfähigkeit in Europa, son-
dern auch eurostrategische Zweitschlagsfä-
higkeit
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. Sie wäre in der Lage, selbst nach dem 
Versuch eines sowjetischen Entwaffnungs-
schlages mit den verbleibenden, für den Ein-
satz in Europa vorgesehenen Kernwaffen eine 
sehr hohe Anzahl militärischer und ziviler 
Ziele im Bereich des Warschauer Pakts zu zer-
stören ).
Was schließlich die strategische Balance an-
geht, sehen die Vertreter der Eskalationsstra-
tegie keine dramatischen Veränderungen, und 
sie verweisen auf die Schwierigkeit, strategi-
sche Potentialunterschiede bei beiderseitiger 
unverletzlicher Zweitschlagkapazität militä-
risch tatsächlich zu nutzen. Selbst wenn die 
landgestützten amerikanischen Interkonti-
nentalraketen in den letzten Jahren für einen 
sowjetischen Angriff verwundbarer geworden 
sein sollten35 ), unterstreicht das nur die tradi-
tionelle Forderung ), die strategische Ab-
schreckung auf relativ unverletzliche Systeme 

37) International Institute for Strategie Studies, Stra-
tegie Survey 1980-1981, S. 31-36.
38) J. H. Barton, International Arms Control: Issues
and Agreements, Stanford, Cal., 1976.
39) Die Entstehung und Geschichte von MBFR in-
nerhalb der NATO illustrieren diesen Punkt. Zu-
nächst lag den Westeuropäern daran, die USA unter 
Verweis auf zukünftige Verhandlungen vom Trup-
penabzug aus Europa abzuhalten. Nachdem sich

— d. h. also vor allem auf Unterseebootraketen 
— zu verlagern, um Anreize zum Entwaff-
nungsversuch mittels eines ersten strategi-
schen Schlags zu verringern. SALT II würde 
dem n
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icht entgegenstehen, da es erlaubt, land-
gestützte Interkontinentalraketen durch Un-
terseebootraketen zu ersetzen, nicht aber um-
gekehrt. Die gegenwärtigen Entwicklungen 
der Unterseebootabwehr lassen einen solchen 
Schritt nicht als untragbares Risiko erschei-
nen ). Für den Abschreckungszweck der An-
drohung von Eskalation und Vergeltung reicht 
das strategische Bomber- und Unterseeboot-
potential der Vereinigten Staaten aus. Man 
könnte sogar argumentieren, daß ein amerika-
nischer Verzicht auf landgestützte Interkonti-
nentalraketen die Glaubwürdigkeit von de-
monstrativen und selektiven strategischen 
Nukleareinsätzen gegen militärische Ziele der 
Gegenseite erhöhen dürfte, weil dadurch nicht 
mehr zu dem Versuch provoziert würde, die 
verbunkerten Interkontinentalraketen der 
Vereinigten Staaten auszuschalten.

V. Lagebeurteilungen und Zweckbestimmungen der Rüstungskontrolle

Wir haben gezeigt, inwiefern Strategieinter-
pretationen, Potentialerfordernisse und Ein-
schätzungen der militärischen Lage zusam-

Ähnliche Berechnungen finden sich bei D. S. Lutz, 
Das militärische Kräfteverhältnis im Bereich der 
.Nuklearkräfte in und für Europa, in: G. Krell, D. S. 
Lutz, Nuklearrüstung im Ost-West-Konflikt, Baden-
Baden 1980, S. 11-89, S. 76 ff.; Wieviel an Vernich-
tung(skapazität) ist genug? Ein Worst-Case-Szena-
rio gegen West-Europa, in: Studiengruppe Militär-
politik, Aufrüsten um abzurüsten?, Reinbek 1980, 
S. 78-94.
34) Aus seinen Untersuchungen zur eurostrategi-
schen Balance zieht das International Institute for 
Strategie Studies an anderer Stelle (Strategie Survey 
1979, London 1980, S. 103) den Schluß, daß die von 
europäischer Seite über die SS-20 vorgebrachten 
Sorgen in Wirklichkeit der Zuverlässigkeit der 
amerikanischen Abschreckungsgarantien gelten, 
weil der schlagkräftigste und verläßlichste Teil des 
eurostrategischen Potentials der NATO eben aus 
amerikanischen strategischen Unterseebootraketen 
besteht, deren Einsatz — auch in Europa — einen 
Konflikt näher an einen strategischen Austausch 
zwischen den Supermächten bringen könnte. Sol-
che Zweifel seien aber — so das Institut völlig zu 
Recht — weder durch den Nachrüstungsbeschluß 
noch durch irgendwelche anderen westlichen Rü-
stungsprogramme zu beruhigen.
3 Diesen Standpunkt vertritt etwa C. S. Gray, The 
Future of Land-Based Missile Forces (International 
Institute for Strategie Studies, Adelphi Papers, 
No. 140), London 1977. Zur Gegenposition vgl. 
G. Krell, Das militärische Kräfteverhältnis bei den 
nuklear-strategischen Waffen, in: G. Krell, D. S. 
Lutz, Nuklearrüstung im Ost-West-Konflikt, Baden-
Baden 1980, S. 91-175.
36) Etwa J. H. Kahan, Stahle Deterrence: A Strategie 
Policy for the 1970s, in: Orbis 15 (1971), S. 528-543. 

menhängen. Ebenso eng sind militärische La-
gebeurteilungen und Zweckbestimmungen 
der Rüstungskontrolle miteinander verbun-
den. Man kann allgemein dreierlei Anliegen 
unterscheiden, für die Rüstungskontrolle in-
strumentell eingesetzt werden kann: ökono-
mische, militärische und politische38). Unter 
ökonomischen Aspekten kann Rüstungskon-
trolle angestrebt werden, um Rüstungslasten 
zu verringern oder um sie zumindest für die 
Zukunft kalkulierbarer zu machen. Militäri-
schen Vorgaben kann Rüstungskontrolle die-
nen, 
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wenn sie hilft, militärische Kräfteverhält-
nisse zu verändern und/oder zu stabilisieren 
oder im Konfliktfall zu erwartenden Schaden 
zu begrenzen. Politisch bestimmte Zwecke der 
Rüstungskontrolle wären etwa eine Ein-
schränkung des Wettrüstens, die Verminde-
rung der Wahrscheinlichkeit gewaltsamer 
Konflikte, die Signalisierung friedlicher Ab-
sichten, internationaler Spannungsabbau oder 
schließlich die Absicht, eigene Bündnispart-
ner von einseitigen Verringerungen ihrer Rü-
stungsanstrengungen abzuhalten ).



Wird flexible Reaktion als Kriegführungsstra-
tegie ausgelegt, dann werden für die Kriegfüh-
rung auf allen Ebenen geeignete, dem War-
schauer Pakt ebenbürtige militärische Poten-
tiale gefordert, und es dominieren, weil sie 
derzeit fehlten, eine sorgenvolle Lagebeurtei-
lung und die Wahrnehmung der Notwendig-
keit von westlicher Aufrüstung und „Nachrü-
stung". Welche Rolle bleibt in einer solchen 
Strategieinterpretation 
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für die Rüstungskon-
trolle? Da militärische Disparitäten und Insta-
bilitäten als das entscheidende Merkmal der 
gegenwärtigen Situation angesehen werden, 
erscheint ihre Beseitigung als oberstes Gebot 
der Stunde, und die Rüstungskontrolle ist die-
sem Zweck unterzuordnen. Rüstungskontrolle 
hat genau dann Platz in einer solchen Strate-
gie der NATO, wenn sie militärisch bedeu-
tungsvoll ist, das heißt, die behauptete Unter-
legenheit der NATO verringert und die Vor-
teile des Gegners abbaut. Rüstungskontrolle 
ist als Ergänzung oder Alternative zu eigener 
Aufrüstung aufzufassen und hat dem gleichen 
militärischen Zweck zu dienen, einen Gleich-
stand aller Rüstungspotentiale anzusteuern 
und die Balance dergestalt zu stabilisieren, 
daß dem Gegner Anreize genommen werden, 
ein überlegenes Potential als erster und in 
möglichst massivem Umfang einzusetzen ).
Das Beharren der NATO in den Wiener 
MBFR-Verhandlungen auf asymmetrischen 
Verminderungen von Mannschaftszahlen und 
Kampfpanzern entspricht dieser Zweckset-
zung der Rüstungskontrolle ebenso wie die 
Vorstellung, durch Gespräche mit der Sowjet-
union vor allem die Bedrohung Westeuropas 
durch landgestützte sowjetische Mittelstrek-
kenraketen zu verringern, ohne daß die 
NATO außer der Rücknahme oder Einschrän-
kung ihres Nachrüstungsbeschlusses Gegen-
leistungen anzubieten bereit wäre, was kaum 
realistisch ist, wie weiter unten noch gezeigt 
wird. Solche vom Standpunkt der NATO aus 
militärisch wirkungsvollen Potentialbeschrän-
kungen tragen aber Nullsummencharakter — 
was der eigenen Seite zum Vorteil gereicht, 
vermindert den Vorteil der anderen Seite. Ab-
bau westlicher Unterlegenheit bedeutet Ab-
bau östlicher Überlegenheit Derartige Be-
schränkungen militärischer Rüstungen sind 
kaum verhandelbar, da sie von der Sowjet-

diese Diskussion in den Vereinigten Staaten erle-
digt hatte, kehrten die USA das Argument gegen 
diejenigen europäischen NATO-Staaten um, die ih-
ren Bündnisbeitrag verringern wollten.
40) W. Heisenberg, Rüstungskontrolle in Ost und 
West — Bestandsaufnahme, Analyse, Bewertung, in: 
E. Forndran, P. J. Friedrich (Hrsg.), Rüstungskon-
trolle und Sicherheit in Europa, Bonn 1979, S. 139-
159.

Union fordern würden, auf die „Früchte“ eige-
ner intensiver Rüstungsanstrengungen prak-
tisch ohne Kompensation zu verzichten.
Wer solche Forderungen erhebt, muß einfach 
zugeben, daß auch die NATO nicht daran 
denkt, eigene Teilpotentiale, bei denen sie 
quantitativ und/oder qualitativ eindeutig 
überlegen ist, zugunsten einer allgemeinen 
abstrakten Gleichgewichtsforderung oder zu-
gunsten der Entspannung einseitig aufzuge-
ben. Vielmehr wird solche sektorale Überle-
genheit der NATO als angesichts der östli-
chen Überlegenheit in anderen Teilbereichen 
der Balance unerläßlich deklariert. Wenn also 
die Strategieinterpretation den Potentialaus-
gleich als zentrale militärische Notwendigkeit 
erscheinen läßt, wenn ferner erkannt wird, daß 
Rüstungskontrollverhandlungen sich zum Ab-
bau der als bedrohlich empfundenen östlichen 
Überlegenheiten nicht eignen können, 
schwindet sehr rasch das Interesse an Rü-
stungskontrolle. Genau dieser Prozeß konnte 
in den letzten Jahren in den Vereinigten Staa-
ten und zum Teil auch in Europa beobachtet 
werden41 ).

4I) Vgl. J. J. Kruzel, Arms Control and American De-
fense Policy, in: DaedalusllO (1981), S. 137-157: 
R. Burt, The Relevance of Arms Control in the 1980s, 
in: Daedalus 110 (1981), S. 159-177.
42) Zum Begriff der „minimalen" oder „begrenzten" 
Abschreckung vgl. P. M. Morgan, Deterrence: A 
Conceptual Analysis, Beverly Hills 1977; K.-D. 
Schwarz, W. R. Van Cleave, Die Theorie der Ab-
schreckung, in: K-D. Schwarz (Hrsg.), Sicherheitspo-
litik, Bad Honnef 19793, S. 87-105.

Flexible Reaktion als Eskalationsstrategie läßt 
der Rüstungskontrolle logischerweise einen 
viel größeren Spielraum. Solange das verblei-
bende eigene Potential als hinreichend für die 
glaubhafte Androhung der nuklearen Eskala-
tion auf allen Ebenen betrachtet werden kann, 
bestehen keine prinzipiellen Einwände gegen 
verhandelte Einschränkungen der beiderseiti-
gen konventionellen und nuklearen Rüstungs-
stände. Das Abschreckungssystem wird als ro-
bust gegenüber allen militärischen Verände-
rungen gesehen, welche die glaubwürdige Fä-
higkeit zur gesicherten Vergeltung nicht be-
rühren. Die NATO muß nur in der Lage blei-
ben, auf dem Gefechtsfeld eurostrategisch und 
strategisch mit Kernwaffen derart zu eskalie-
ren, daß die Folgen für den Warschauer Pakt 
untragbar wären. Besitzt sie eine solche Fähig-
keit, kann ihre Sicherheit durch Rüstungskon-
trollmaßnahmen für die über die zur minima-
len oder finiten Abschreckung42 ) erforderli-
chen Potentiale hinausgehenden Streitkräfte 
nicht gefährdet werden.
Rüstungskontrolle kann also im Rahmen die-
ser Strategieinterpretation natürlich auch der 



militärischen Stabilisierung dienen — etwa, 
wenn es gilt, eine Beeinträchtigung der bei-
derseitigen Fähigkeit zur gesicherten Vergel-
tung zu verhindern, wie z. B. durch den ABM-
Vertrag zur Ausschaltung der Möglichkeit 
strategischer Raketenabwehr beabsichtigt —, 
sie muß aber nicht darauf beschränkt bleiben. 
Vielmehr kann sie ebenso für politische oder 
ökonomische Zwecke instrumentalisiert wer-
den, etwa um Rüstungshaushalte zu entlasten, 
Entspannungsinitiativen zu ergreifen oder 
friedliche Absichten zu demonstrieren. Die 
Auffassung der flexiblen Reaktion als Eskala-
tionsstrategie entzieht die Rüstungskontrolle 
teilweise militärischen Sachzwängen und un-
terstellt sie politischer Instrumentalisierung. 
Für eine solche Wahrnehmung größerer 
Handlungsspielräume der Rüstungskontrolle 

spricht, daß auch Rüstungsentscheidungen po-
litischen Zwängen unterworfen sind. Auf-
grund politischer Restriktionen hat die NATO 
die für die Kriegführungsstrategie erforderli-
chen Militärpotentiale niemals erworben, 
durch ihr Handeln also die theoretisch ver-
neinte relative Robustheit der Glaubwürdig-
keit von Abschreckungsdrohungen gegenüber 
präzisen numerischen Kräfteverhältnissen be-
stätigt43 ). Wenn in der Praxis die militärischen 
Vorbereitungen der NATO nicht aus der 
Kriegführungsstrategie abgeleitet worden 
sind — so können Vertreter größerer westli-
cher Flexibilität in der Rüstungskontrolle ar-
gumentieren —, warum sollen dann die Poten-
tialerfordernisse dieser Strategieinterpreta-
tion die Bandbreite der Rüstungskontrolle de-
finieren?

43) R. H. Sinnreich, NATO's Doctrinal Dilemma, in: 
Orbis 19 (1975), S. 461-476; K.-P. Stratmann, NATO-
Strategie in der Krise?, Baden-Baden 1981, S. 15 ff.
44) Vgl. hierzu ausführlich: H. Rattinger, Was kon-
trolliert Rüstungskontrolle?, erscheint demnächst 
in einem von U. Nerlich herausgegebenen Sammel-
band der Stiftung Wissenschaft und Politik, Eben-
hausen.

VI. Zweckbestimmungen und Ziele der Rüstungskontrolle

Wir sind nun fast am Ende der Argumenta-
tionskette von Abschreckungsbegriffen und 
Strategieinterpretationen bis hin zu Rüstungs-
kontrollkonzeptionen angelangt. Ein wichti-
ger letzter Zusammenhang ist aber noch dar-
zustellen, nämlich derjenige zwischen Zweck-
bestimmungen der Rüstungskontrolle und 
konkreten Rüstungskontrollzielen. Was man 
durch Rüstungskontrolle im Einzelfall be-
schränken und begrenzen will, muß nämlich 
eine Funktion liessen sein, was mit ihrer Hilfe 
erreicht werden soll. Wird Rüstungskontrolle 
nicht als Selbstzweck aufgefaßt, ist ihre Ein-
ordnung in eine solche rationale Ziel-Mittel-
Hierarchie unerläßlich.
Rüstungskontrolle auf dem Verhandlungsweg 
bedarf einer Art Zählsystem, um eindeutig 
und überprüfbar zu definieren, was wann wo 
und wie beschränkt werden soll. Solche Be-
wertungssysteme zerfallen in zwei Gruppen: 
Die der ersten Gruppe konzentrieren sich auf 
den Aufwand von Ressourcen für das Militär, 
also von Geld, Personal, Material oder Techno-
logie, ohne spezifische, dadurch ermöglichte 
militärische Verhaltensweisen ins Auge zu 
fassen. Die der zweiten Gruppe befassen sich 
mit den Resultaten dieses militärischen Auf-
wands, also mit militärischer Macht, Kampf-
kraftpotentialen und verfügbaren Handlungs-
strategien. Restriktionen des militärischen 
Aufwands erlauben den beteiligten Staaten in 
der Regel interne Anpassungen, so daß ihre 
verfügbaren militärischen Optionen dadurch 
unberührt bleiben können. Restriktionen die-
ser militärischen Handlungsweisen anderer-
seits können sowohl durch speziell dafür zuge-
schnittene Beschränkungen des militärischen 

Aufwands als auch direkt und ungeachtet der 
eingesetzten Ressourcen erfolgen, vor allem 
durch vertraglich vereinbarte Regelungen 
über Dislozierung und Einsatz von Streitkräf-
ten und über Informationsaustausch44 ).
Diese Systematik konkreter Zielsetzungen 
und Bewertungsmaßstäbe der Rüstungskon-
trolle ist für unser Thema höchst bedeutungs-
voll. Wird flexible Reaktion als Kriegfüh-
rungsstrategie ausgelegt, muß Rüstungskon-
trolle im Interesse der NATO der militäri-
schen Stabilisierung dienen, vornehmlich 
durch Abbau militärischer Disparitäten. Nur 
dann ist sie militärisch relevant. Einfache Auf-
wandsbeschränkungen tragen dazu nur bei, 
wenn dadurch besonders bedrohliche militäri-
sche Handlungsmöglichkeiten des War-
schauer Pakts beschnitten oder besser noch 
beseitigt werden. Diese wären vor allem die 
vermuteten Fähigkeiten zum überfallartigen 
konventionellen Angriff aus dem Stand (dem 
Umfang, Struktur, Stationierung und Qualität 
der gepanzerten Verbände des Warschauer 
Pakts gewisse Erfolgsaussichten verleihen) 
und zum eurostrategischen Entwaffnungs-
schlag gegen die nuklearen Arsenale der 
NATO in Westeuropa, der durch die rasche 
Vermehrung der SS-20-Mittelstreckenraketen 
ausführbarer erscheint.



Bei den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen in 
Europa ist es aber sehr schwer vorstellbar, 
dem Warschauer Pakt diese militärischen Op-
tionen, wenn er sie mit großer Erfolgsgewiß-
heit besitzen sollte, durch verhandelte Be-
grenzung des beiderseitigen militärischen 
Aufwands zu nehmen. Was mit der Sowjet-
union an numerischen Aufwandsbeschrän-
kungen ausgehandelt werden kann, schafft 
diese militärischen Optionen nicht aus der 
Welt. Die Sowjetunion erklärt in allen Berei-
chen der Rüstung in Europa Gleichgewicht 
und Stabilität als bereits gegeben und lehnt 
deshalb asymmetrische Obergrenzen und Re-
duktionen kategorisch ab, sofern sie mehr als 
kosmetischen Charakter tragen. Vom westli-
chen Standpunkt aus wirksame numerische 
Schranken für den Rüstungsaufwand, die not-
wendigerweise dem Warschauer Pakt wesent-
lich größere Zurückhaltung auferlegen müß-
ten als der NATO, sind somit praktisch nicht 
verhandelbar.
Damit bleibt unter der aus der Kriegführungs-
strategie abgeleiteten Prämisse der Notwen-
digkeit der militärischen Relevanz von Rü-
stungskontrolle als deren Ziel nur die direkte 
Einschränkung der Ausnutzbarkeit militäri-
scher Optionen durch Abkommen über Streit-
kräftedislozierung und -Operationen und über 
Informationsaustausch übrig. Ein entspre-
chender Konsens zur Umorientierung der Rü-
stungskontrolle in Europa auf solche — auch 
sehr weitgehende — vertrauensbildende Maß-
nahmen45 ) scheint sich in den letzten Jahren 
bei denjenigen abzuzeichnen, die in der unbe-
zweifelbaren Fähigkeit zu erfolgreicher Ver-
teidigung das Kernstück westlicher Abschrek-
kungsstrategie sehen46 ). Ob eine solche Um-
orientierung Verhandlungserfolge näher rük-
ken könnte, kann und soll hier nicht unter-
sucht werden. Es sei allerdings die skeptische 
Anmerkung erlaubt, daß das Problem der Not-
wendigkeit asymmetrischer Beschränkungen 
dadurch nicht automatisch gelöst würde, so 
lange die NATO davon ausgeht, daß sie selbst 
— im Gegensatz zum Warschauer Pakt — 

45) Zu Begriff und Systematik der „vertrauensbil-
denden Maßnahmen“ vgl. J. Alford (Hrsg.), The Fu-
ture of Arms Control — Part III: Confidence Buil-
ding Measures (International Institute for Strategie 
Studies, Adelphi Papers, No. 149), London 1979.
46) K.-P. Stratmann, Entspannung contra militäri-
sche Sicherheit? Zur Notwendigkeit einer offensi-
ven Rüstungskontrollpolitik der NATO für Europa, 
in: Stiftung Wissenschaft und Politik (Hrsg.), Polari-
tät und Interdependenz, Baden-Baden 1978, S. 167-
185; C. Bertram, The Future of Arms Control — 
Part II: Arms Control and Technological Change: 
Elements of a New Approach (International Insti-
tute for Strategie Studies), Adelphi Papers No. 146, 
London 1978.

47) Vergleiche etwa die Darstellung verbreiteter 
westeuropäischer Positionen bei J. I. Coffey, Arms 
Control and European Security, London 1977.
48) B. Brodie, On the Objectives of Arms Control, in: 
International Security 1 (1976), S. 17-36.

keine für den Gegner besonders bedrohlichen 
militärischen Einsatzoptionen besitze. Sie 
müßte also von der Forderung nach asymmet-
rischen numerischen Reduktionen zur Forde-
rung nach asymmetrischen vertrauensbilden-
den Maßnahmen übergehen. Daß die Sowjet-
union darauf aufgeschlossener reagiert, kann 
bezweifelt werden.
Die Auslegung der flexiblen Reaktion als Es-
kalationsstrategie läßt der Rüstungskontrolle 
auch im Hinblick auf ihre konkreten Verhand-
lungsziele größeren Spielraum. Da die Nütz-
lichkeit der Rüstungskontrolle nicht allein un-
ter dem Kriterium beurteilt werden muß, ob 
ihre Ergebnisse die eigene militärisch Position 
verbessern, können neben der vertraglichen 
Erschwerung unerwünschter militärischer 
Handlungsmöglichkeiten . durch vertrauens-
bildende Maßnahmen auch solche Beschrän-
kungen des Rüstungsaufwands angestrebt 
werden, die zwar rein militärisch an der Ver-
teilung verfügbarer Einsatzoptionen nichts än-
dern, aber unter politischen oder ökonomi-
schen Gesichtspunkten wünschenswert er-
scheinen. Die logische Grenze solcher Schritte 
stellt allein die Notwendigkeit dar, ein für die 
Glaubwürdigkeit der nuklearen Eskalation 
und für die gesicherte Vergeltung ausreichen-
des Potential beizubehalten.
Eine solche auf der Stabilität des Abschrek-
kungssystems aufbauende politische oder 
ökonomische Instrumentalisierung der Rü-
stungskontrolle, die auf einfache und spekta-
kuläre quantitative Aufwandsbeschränkun-
gen abzielen würde, liegt für Verfechter der 
Eskalationsstrategie im Bereich des Mögli-
chen und wird von Westeuropäern immer wie-
der gefordert47 ). Sie muß aber auf erbitterten 
Widerstand der Anhänger des entgegenge-
setzten strategischen Credos stoßen, die darin, 
wenn nicht gar eine Gefährdung der westli-
chen Sicherheit, so doch zumindest eine illu-
sionäre Ablenkung von ihren Grundpro-
blemen sehen48 ). Der rüstungskontrollpoliti-
sche Kompromißbereich beider Strategiein-
terpretationen wird somit allein durch die ver-
trauensbildenden Maßnahmen definiert, 
durch welche die Nutzung besonders bedroh-
licher militärischer Einsatzoptionen an Ver-
tragsbruch gekoppelt werden soll,, wodurch 
politische Warnzeiten entstehen. Der Haupt-
einwand gegen diese Verkürzung von Rü-
stungskontrolle auf vertrauensbildende Maß-
nahmen lautet, daß sie prinzipiell rasch um-



kehrbar sind, weil Rüstungspotentiale nicht 
abgebaut, sondern lediglich bestimmte Nut-
zungen verboten werden. Trotzdem sind sie 
die wichtigste Chance der Rüstungskontrolle 

in Europa, solange vom Fortbestand der bei-
den gegensätzlichen Strategieinterpretatio-
nen innerhalb der NATO ausgegangen wer-
den muß.

VII. Aussichten der Rüstungskontrolle in Europa

Unterschiedliche Auffassungen über Möglich-
keiten und Grenzen der Rüstungskontrolle in 
Europa werden oft auf Optimismus oder Pessi-
mismus bezüglich der außenpolitischen Ab-
sichten der Sowjetunion zurückgeführt49 ). Wir 
haben gesehen, daß in Wirklichkeit divergie-
rende Abschreckungsbegriffe und Strategiein-
terpretationen dahinterstehen: Werden Ag-
gressionen des Warschauer Pakts im nuklea-
ren Zeitalter eher abgeschreckt durch die Ge-
wißheit des Mißerfolgs oder durch die hohe 
Wahrscheinlichkeit großer Zerstörung? Beide 
Deutungen werden im Westen mit durch die 
jeweiligen Interessenlagen bedingten unter-
schiedlichen Schwerpunkten diesseits und 
jenseits des Atlantiks vertreten. Beide sind 
vereinbar mit der Doktrin der flexiblen Reak-
tion, die ihrem Adjektiv „flexibel" also auch 
durch weite Auslegungsfähigkeit Ehre macht. 
Beide kommen nicht nur in der hier vorge-
führten analytischen Trennung vor, mit der 
die Extrempositionen der sicherheitspoliti-
schen Debatte herausgearbeitet werden soll-
ten, sondern auch in beliebigen Kombinatio-
nen.

49) J. E. Dougherty, The Soviet Union and Arms 
Control, in: Orbis 17 (1973), S. 737-777; G. Wettig, 
Frieden und Sicherheit in Europa, Stuttgart 1975; 
J. Borawski, Mutual Force Reductions in Europe 
from a Soviet Perspective, in: Orbis 22 (1979), S. 845-
873.
50) Bundesministerium der Verteidigung (Hrsg.), 
Weißbuch 1979, Bonn 1979, S. 123.

Das Verteidigungsweißbuch 1979 ist in dieser 
Hinsicht ein Meisterwerk. Bestandteile beider 
Interpretationen stehen unvermittelt neben-
einander, und jede Festlegung wird vermie-
den, wenn es sich in einem einzigen Abschnitt 
zunächst eindeutig auf die Kriegführungs- und 
danach sofort ebenso eindeutig auf die Eskala-
tionsstrategie beruft: .Abschreckung ist dann 
glaubwürdig, wenn die Bündnisstaaten fähig 
und willens sind, sich gemeinsam zu verteidi-
gen, und wenn diese Fähigkeit und Bereit-
schaft zur Verteidigung für einen Angreifer 
evident ist. Für jeden Aggressor muß das Ri-
siko seines Angriffs unkalkulierbar sein. Mög-
liche Erfolge des Angreifers dürfen in keinem 
tragbaren Verhältnis zu seinen Verlusten und 
Schäden stehen.“50 )

Was folgt aus dieser Koexistenz gegensätzli-
cher Abschreckungs- und Strategiekonzeptio-
nen der NATO für die Aussichten der Rü-
stungskontrolle in Europa? Die Kompromiß-
möglichkeiten wurden bereits kurz angespro-
chen: Flexible Reaktion als Strategie der 
Kriegführung erlaubt gegenwärtig keine poli-
tische oder ökonomische Instrumentalisie-
rung der Rüstungskontrolle, sondern fordert 
ihre Nutzung zur Verbesserung der militäri-
schen Ausgangslage der westlichen Allianz. 
Umgekehrt schließt aber flexible Reaktion als 
Eskalationsstrategie eine solche militärische 
Instrumentalisierung der Rüstungskontrolle 
nicht aus, sondern ist rein logisch gesehen ge-
genüber diversen Zweckbestimmungen indif-
ferent, auch wenn viele Vertreter dieser Auf-
fassung vielleicht einen nichtmilitärischen 
Einsatz der Rüstungskontrolle vorziehen wür-
den.
Beide Denkschulen können sich also, wenn 
überhaupt, nur darauf einigen, die Rüstungs-
kontrolle unter militärischen Stabilitätskrite-
rien als Ergänzung westlicher Rüstungspro-
gramme zur Veränderung des militärischen 
Kräfteverhältnisses zu betreiben. Damit besit-
zen die Anhänger der Kriegführungsstrategie 
zwar keine logische, wohl aber eine faktische 
Veto-Position, solange ihre Strategieinterpre-
tation in der NATO breite Unterstützung fin-
det. Rüstungskontrolle muß entweder dem mi-
litärisch relevanten Zweck des Abbaus als be-
drohlich empfundener eigener Unterlegenheit 
dienen, oder sie paßt nicht in eine der beiden 
zentralen Auffassungen westlicher Militär-
strategie und findet deshalb nicht statt. Weil 
eine solche wirkungsvolle militärische Stabili-
sierung mittels numerischer Potentialbe-
schränkungen mangels Verhandelbarkeit aus-
scheidet, wird militärische Stabilisierung 
durch vertrauensbildende Maßnahmen den 
kleinsten gemeinsamen Nenner der künftigen 
westlichen Rüstungskontrollpolitik in Europa 
darstellen.
Konkret heißt das für konventionelle und nu-
kleare Rüstungskontrolle in Europa folgendes: 
Der westliche Ansatz in den Wiener MBFR-
Verhandlungen, eigene zahlenmäßige Unter-
legenheit — und sei sie militärisch auch noch 
so wenig bedeutungsvoll wie z. B. bei den Per-
sonalstärken — durch Verhandlungen in Pari-



tät umzuwandeln, entspringt dem Stabilisie-
rungsstreben der Kriegführungsstrategie. Er 
hat sich als unpraktikabel erwiesen, um nicht 
zu sagen als gescheitert. Daß die Sowjetunion 
ihre konventionellen militärischen Vorteile 
nicht würde aufgeben wollen, war schon vor 
Verhandlungsbeginn klar vorherzusehen. 
Deshalb muß es in der Zukunft verstärkt 
darum gehen, ihr die Ausnutzung dieser Vor-
teile mittels vertrauensbildender Maßnahmen 
zu erschweren. Je radikaler solche Maßnah-
men sind, desto rascher gesellt sich zum mili-
tärischen Zweck der eminent politische Ne-
beneffekt, die Intentionen der Gegenseite of-
fenzulegen. Man stelle sich etwa eine westli-
che Verhandlungsoffensive mit dem Ziel vor, 
die Stationierung von Panzerverbänden in ei-
ner breiten Zone beiderseits der Demarka-
tionslinien zu verbieten! Wer dazu bereit 
wäre, könnte offensichtlich nur geringes Inter-
esse am blitzkriegartigen Überfall auf die 
NATO haben. Eingefahrene Geleise institutio-
nalisierter Rüstungskontrolle behindern je-
doch solche Initiativen. MBFR ist an der „Da-
tendiskussion" festgefahren, und ohne ihre Lö-
sung wird sich in Wien nichts bewegen. Da 
eine Lösung nicht in Sicht ist, interessiert 
MBFR im Westen vor allem nur noch als insti-
tutionalisiertes Forum sicherheitspolitischer 
Ost-West-Kontakte. Für die Einbringung weit-
gehender Vorschläge zu vertrauensbildenden 
Maßnahmen kommen diese Verhandlungen 
also kaum noch in Frage. Außerdem müßte ih-
nen eine grundsätzliche Überprüfung voran-
gehen, in welcher Absicht die NATO Rü-
stungskontrolle in Europa noch betreiben will. 
Eine solche konzeptionelle Neubestimmung 
der westlichen Rüstungskontrollpolitik ist 
dringend angezeigt.
Noch undeutlicher sind die zukünftigen Kon-
turen der Rüstungskontrolle im Bereich der 
Kernwaffen in Europa. Die Entwicklung von 
vertrauensbildenden Maßnahmen für diese 
Problematik steht noch aus und dürfte auf 
große Schwierigkeiten stoßen. Wegen der ho-
hen Reichweiten der fraglichen Waffen wären 
Ankündigungen ihrer Bewegungen nicht sehr 
wichtig, Ankündigungen der Bewegungen 
nuklearer Sprengköpfe aus ihren speziellen 
Lagerstätten wären nicht verifizierbar. über-
dies ist die Rüstungskontrollkomponente des 
NATO-Doppelbeschlusses vom Dezember 
1979 noch unklar. Die NATO hat noch nicht 
entschieden, in welchem Forum und mit wel-
chem Teilnehmerkreis sie verhandeln will, ob 
in SALT III, einer getrennten Konferenz über 
eurostrategische Waffen oder in Verhandlun-
gen über sämtliche nuklearen Potentiale in 
und für Europa. Da der SALT-Prozeß stagniert, 
ist ein umfassender Ansatz zur Verbindung 

der interkontinentalen und der europäischen 
nuklearen Rüstungskontrolle in SALT III der-
zeit nicht in Sicht. Dies ist bedauerlich, weil 
man argumentieren kann, daß Vereinbarun-
gen über eurostrategische Waffen durch die 
willkürliche Isolation landgestützter Mittel-
streckenraketen erschwert würden und im 
Rahmen einer Gesamtbeurteilung aller Kern-
waffen, die auf Westeuropa, den Warschauer 
Pakt und auf die USA gerichtet sind, durch die 
gegenseitige Kompensation verschiedener 
Bestandteile der beiderseitigen nuklearen 
Streitkräfte leichter zustande kommen könn-
ten.
Auch mögliche westliche Verhandlungsziele 
sind gegenwärtig noch Gegenstand von Spe-
kulationen und Kontroversen, wobei aber über 
Verhandlungsziele erst entschieden werden 
kann, wenn das Verhandlungsforum feststeht. 
Wie auch immer die Abgrenzung des Ver-
handlungsgegenstandes aussehen mag, die 
Versuchung wird groß sein, den anfänglichen 
Fehler der Wiener Verhandlungen zu wieder-
holen und die militärische Stabilisierung 
durch asymmetrische numerische Vereinba-
rungen betreiben zu wollen. Verzicht auf 
Nachrüstung gegen Reduktion des sowjeti-
schen SS-20-Arsenals erscheint aber kaum er-
folgreich verhandelbar. Folgt man der Auffas-
sung, daß die Sowjetunion sich eine eurostra-
tegische Überlegenheit angeeignet habe und 
sie ständig ausbaue, ist es schwer vorstellbar, 
daß sie auf einen Teil dieses Potentials ver-
zichten wird, ohne daß der Westen ebenfalls 
nukleare Waffensysteme abbaut. Damit wird 
aber die zumindest teilweise „Nachrüstung“ 
zur Voraussetzung anschließender beidersei-
tiger Reduktionen. Die historische Erfahrung 
läßt diese Vorstellung, westliche Mittelstrek-
kenraketen erst als Verhandlungsobjekte 
(„bargaining Chips") einzuführen, um sie dann 
wieder wegzuverhandeln, als unwahrschein-
lich erscheinen. Sind sie erst einmal aufge-
stellt geht die Rüstungskontrolle unter die er-
reichten Niveaus nicht mehr zurück.
Noch unrealistischer wirkt die Kompensation 
russischer eurostrategischer Abrüstung durch 
einen westlichen Verzicht auf Nachrüstung, 
wenn man von der sowjetischen Interpreta-
tion ausgeht, daß die SS-20 lediglich ein Mo-
dernisierungsprogramm darstelle, in dessen 
Verlauf die Gesamtzahl 

51

der russischen Rake-
tenstartgeräte und Mittelstreckenbomber und 
die Sprengkraft der dislozierten Sprengköpfe 
nicht etwa zugenommen, sondern sogar leicht 
abgenommen habe ).  Die Parallelen zur „Da-

6) Vgl. die Rede des sowjetischen Partei- und 
Staatschefs L. Breschnjew zum 30. Jahrestag der 
Gründung der DDR, abgedruckt in: Europa-Ar-
chiv 34 (1979), D 556-560. 



tendiskussion" der MBFR-Verhandlungen 
sind offenkundig. In sowjetischer Sicht exi-
stiert die von der NATO behauptete eigene 
eurostrategische Überlegenheit nicht. Bis in 
die zweite Hälfte der siebziger Jahre hinein 
wurde sie auch im Westen nicht behauptet, 
weil die objektiv stets vorhandene sowjetische 
Überlegenheit bei landgestützten Mittelstrek-
kenraketen als durch andersartige westliche 
Waffensysteme ausgeglichen galt Diese östli-
che Überlegenheit in einem kleinen Teilbe-
reich der atomaren Gesamtbalance jetzt ohne 
entsprechende westliche Abrüstung auf dem 
Verhandlungsweg beseitigen zu wollen, 
zwingt zur Beantwortung zweier Fragen: Kann 
die Sowjetunion sich erstens auf ein westli-
chen Vorstellungen entsprechendes Verhand-
lungsergebnis überhaupt einlassen? Warum 
gilt zweitens in der NATO die früher vorgese-
hene Kompensation der russischen Mittel-
streckenraketen durch andere amerikanische 
Kernwaffensysteme nicht mehr als glaubwür-
dig?
Weil die Verhandlungskomponente des 
NATO-Doppelbeschlusses so vage gehalten 
ist, konnten ihm westliche Gegner und Befür-
worter der „Nachrüstung" zustimmen. Die ei-
nen hofften, durch die der Sowjetunion ange-
tragenen Verhandlungen die Realisierung des 
Nachrüstungsprogramms verhindern zu kön-
nen, die anderen vertrauten auf das Scheitern 
dieser Hoffnungen. Die einen wären auch mit 
einem beiderseitigen Einfrieren der gegen-
wärtigen eurostrategischen Potentiale einver-
standen, wenn die Sowjetunion nicht zur ein-
seitigen Abrüstung gebracht werden kann, die 
anderen sehen für diesen — sehr wahrschein-
lichen — Fall unbedingt die Durchführung der 
„Nachrüstung" vor. Folgt man der hier vorge-
tragenen Beurteilung, daß eine sowjetische 
Verminderung ihrer eurostrategischen Kräfte 
gegen westlichen Verzicht auf „Nachrüstung" 

nicht verhandelbar ist, dann könnte die ein-
zige realistische rüstungskontrollpolitische 
Alternative zur „Nachrüstung" der Austausch 
einseitiger Initiativen sein, indem die NATO 
anbietet, auf die „Nachrüstung" zu verzichten, 
wenn die Gegenseite ihre entsprechende Auf-
rüstung einfriert. Dies bedeutete einseitige, 
miteinander verknüpfte Moratorien, da ein 
vertraglich vereinbartes Moratorium von der 
NATO ja kategorisch abgelehnt wurde. In die-
ser Alternative erkennt man die beiden kon-
trären Interpretationen der NATO-Strategie 
eindeutig wieder. Wegen ihrer engen Verbin-
dung zur Strategieinterpretation könnte der 
nuklearen Rüstungskontrolle in Europa ein 
ähnliches Schicksal wie MBFR beschieden 
sein. Auch wenn im politischen Bereich die 
Notwendigkeit des Austauschs von demon-
strativen Rüstungskontrollsignalen mit der 
Sowjetunion gefordert wird, bestehen die Ver-
fechter der Kriegführungsstrategie darauf, daß 
sie im Ergebnis zur militärischen Stabilisie-
rung zugunsten des Westens führen müssen. 
Da sich dies wahrscheinlich als unmöglich er-
weisen wird, könnte wohl das vorläufige Ende 
der Rüstungskontrolle in Europa bevorstehen. 
Eine offizielle Bestattung allerdings wird wohl 
aus symbolischen Gründen vermieden wer-
den.
Die vor uns liegenden Auseinandersetzungen 
um „Nachrüstung" und Rüstungskontrolle in 
Europa müssen im Kern also auch Auseinan-
dersetzungen um die Militärstrategie des 
westlichen Bündnisses sein. Nach über 20 Jah-
ren der Rüstungskontrollpolitik muß die ein-
gangs zitierte Feststellung von Schelling und 
Halperin modifiziert werden: Natürlich kön-
nen Strategie und Rüstungskontrolle nicht-
voneinander isoliert werden. Da es aber keine 
einheitliche Strategieinterpretation gibt, kann 
es auch keine unumstrittenen Zielsetzungen 
der Rüstungskontrolle geben.



Manfred Schmidt: Bestimmungsfaktoren des Rüstungswettlaufs zwischen Ost 
und West
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/81, S. 3—10

Gegenstand dieser Abhandlung sind die Bestimmungsfaktoren des Rüstungswettlaufs zwi-
schen Ost und West Um den Kern der Rüstungsdynamik herauszuschälen, wird die Ana-
lyse vorrangig auf die Nuklearrüstungspolitik in den USA und der UdSSR bezogen. In der 
bisherigen fachwissenschaftlichen und politischen Diskussion wird der Rüstungswettlauf 
in der Regel entweder durch eine „Außenleitungs-These" oder durch eine „Innenleitungs; 
These“ erklärt. Beide Erklärungsansätze werden kurz vorgestellt und auf ihre Vorzüge und 
Schwächen hingewiesen.
In einer Analyse von quantitativen und qualitativen Daten über die amerikanische und die 
sowjetische Nuklearrüstung wird gezeigt, daß der Rüstungsprozeß sowohl durch innerge-
sellschaftliche wie durch außenpolitische Bedingungen vorangetrieben wird: Die histori-
schen außenpolitischen Erfahrungen, die gegenwärtigen außenpolitischen Konzeptionen, 
Bedrohungsvorstellungen, die Bisherigen Rüstungskontrollverhandlungen sowie Aktions-
und Reaktionsprozesse gehören ebenso zu den Antriebskräften des Rüstungswettlaufs wie 
eine Reihe von jeweils systemspezifischen, innergesellschaftlich bedingten rüstungs- und 
militärpolitischen Wachstums-Imperativen.

Frank Barnaby: Zum Stand der globalen Rüstung. Ergebnisse des SIPRI-Jahr- 
buches 1981
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/81, S. 11—19

Das hier vorgelegte Resümee der Ergebnisse des SIPRI-Jahrbuchs 1981 bietet die wichtig-
sten Orientierungs- und Eckdaten auf dem Gebiet der weltweiten Militärausgaben, der 
Waffenproduktion, des Waffenhandels und der Rüstungskontrolle. Ein besonderer Akzent 
liegt auf den Entwicklungen in Ost und West bei den atomaren Waffen und der Abwehr 
ballistischer Raketen. Dem Überblick folgt eine Lagebewertung, die wenig Raum für hoff-
nungsvolle Perspektiven läßt:
Bei den geplanten und wahrscheinlichen Steigerungen der Militärhaushalte in den näch-
sten Jahren muß man damit rechnen, daß sich das Wettrüsten zwischen Ost und West we-
sentlich beschleunigt. Neue atomare Waffen und Waffensysteme werden entwickelt und 
stationiert. Einige davon werden die Wahrscheinlichkeit eines nuklearen Weltkriegs erhö-
hen. Der Trend von den Strategien nuklearer Abschreckung zu praktikablen atomaren Ge-
fechtsstrategien wird weitergehen.
Der internationale Waffenhandel, der schon seit geraumer Zeit unkontrollierbar ist, ver-
breitet die wirksamsten Waffen über die ganze Erde. Immer mehr Staaten der Dritten Welt 
errichten gewaltige Rüstungsindustrien. Einige dieser Staaten sind schon heute am Waf-
fenexport beteiligt

Die Unfähigkeit der heutigen Nuklearmächte, das atomare Wettrüsten zu kontrollieren, 
fördert die Lieferung von Atomwaffen an Länder, die heute noch keine besitzen. Durch die 
Beschleunigung des atomaren Wettrüstens wächst die Bedeutung von Abrüstungsverhand-
lungen in Europa.



Hans Rattinger: Strategieinterpretationen und Rüstungskontrollrezepte. An-
merkungen zum NATO-Doppelbeschluß
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/81, S. 21—37

Seit dem Doppelbeschluß der NATO vom Dezember 1979 über die Stationierung amerika-
nischer Mittelstreckenraketen und Marschflugkörper in Westeuropa stehen Fragen der 
Rüstungskontrolle in Europa im Brennpunkt öffentlichen Interesses und politischer Aus-
einandersetzungen um die Gewichte seiner beiden Komponenten „Verhandlung" und 
„Nachrüstung“, in diesem Beitrag wird gezeigt, daß hinter den gegensätzlichen Positionen 
in der Regel — und oft unausgesprochen — unterschiedliche Auffassungen über die westli-
che Militärstrategie stehen, daß also die Diskussion um Rüstungskontrolle nur im Rahmen 
einer Diskussion um Strategie sinnvoll ist.
Die gültige Militärstrategie der NATO, „flexible response", ist seit ihrer offiziellen An-
nahme 1967 noch nie einheitlich interpretiert worden. Ihre zwei wichtigsten Deutungen 
kann man als „Eskalationsstrategie“ und als „Kriegführungsstrategie“bezeichnen. Das ober-
ste Ziel beider ist Kriegsverhütung durch Abschreckung. Während aber die erstere Ausle-
gung Abschreckung vor allem dadurch als wirksam ansieht, daß der Gegner für den Fall ei-
ner Aggression mit unannehmbaren Zerstörungen rechnen müßte, beruht nach der zweiten 
Auslegung Abschreckung auf der Gewißheit des Gegners, einen militärischen Konflikt 
nicht zu seinen Gunsten entscheiden zu können.
Diesen beiden Strategieinterpretationen entsprechen unterschiedliche militärische Poten-
tialerfordernisse und Lagebeurteilungen. Für die Kriegführungsstrategie spielt der fort-
währende Vergleich der Kräfte von NATO und Warschauer Pakt eine große Rolle; die ge-
genwärtige Lage wird als durch Disparitäten und westliche Unterlegenheit gekennzeichnet 
betrachtet. Bei Vertretern der Eskalationsstrategie herrscht dagegen die Auffassung vor, 
daß, solange die gesicherte westliche Fähigkeit zur nuklearen Eskalation gegeben sei, wo-
von gegenwärtig ausgegangen wird, genaue Zahlenverhältnisse in einzelnen Rüstungsbe-
reichen eher zweitrangig seien.
Zweckbestimmungen der Rüstungskontrolle hängen mit Beurteilungen der militärischen 
Lage eng zusammen. Werden Ungleichgewichte und westliche Unterlegenheit als wichtig-
ste Aspekte der gegenwärtigen Situation gesehen, bleibt der Rüstungskontrolle nur die 
Aufgabe, als Ergänzung eigener westlicher Rüstungsanstrengungen an der Veränderung 
des militärischen Kräfteverhältnisses zu eigenen Gunsten mitzuwirken. Hält man dagegen 
stabile gegenseitige Abschreckung für eine treffende Charakterisierung des militärischen 
Ost-West-Verhältnisses, dann kann man Rüstungskontrolle mit größerer Flexibilität hand-
haben und daneben auch für ökonomische oder politische Zwecke einsetzen.
Die möglichen Motivationen der Rüstungskontrolle sind nicht ohne Folge für die konkre-
ten Verhandlungsziele. Soll Rüstungskontrolle der militärischen Stabilisierung dienen, 
muß sie bedrohliche militärische Handlungsweisen der Gegenseite unwahrscheinlicher 
machen. Da entsprechende asymmetrische zahlenmäßige Beschränkungen der östlichen 
Arsenale kaum verhandelbar sein dürften, sinkt in der Kriegsführungsstrategie das Inter-
esse an Rüstungskontrolle in Europa bzw. es beschränkt sich auf die sogenannten „vertrau-
ensbildenden Maßnahmen". Mit der in der Eskalationsstrategie denkbaren ökonomischen 
oder politischen Instrumentalisierung der Rüstungskontrolle dagegen wären auch numeri-
sche Rüstungskontrollabkommen vereinbar, welche die militärische Ausgangstage der 
NATO nicht verbessern, solange ihre Eskalations- und Vergeltungsfähigkeit unangetastet 
bleibt.
Die zukünftigen Konturen der konventionellen und eurostrategisch-nuklearen Rüstungs-
kontrolle für diesen Kontinent sind derzeit so unklar, weil die gegensätzlichen strategi-
schen Deutungsmuster nicht zu einheitlichen Aussagen über Zwecke und Ziele der Rü-
stungskontrolle gelangen. Im Fall der eurostrategischen „Nachrüstung" der NATO ist wie 
nie zuvor deutlich geworden, daß Rüstungskontrolle nur im Kontext der Militärstrategie 
bewertet werden kann.


